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Zeichenerklärung
(nach DIN 55 301)

weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle,
jedoch mehr als nichts
nichts vorhanden (genau null)
Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten
Zahlenwert lag bei Redaktionsschluss noch nicht vor
Aussagewert eingeschränkt, da der Wert Fehler aufweisen kann
keine Angabe, da der Zahlenwert nicht sicher genug ist
Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll
vorläufige Zahl
berichtigte Zahl

Abweichungen in den Summen erklären sich aus dem Runden der Einzelwerte.



LEBEN IN EUROPA 2005:
Armutsgefährdung und Lebensbedingungen in NRW

Diplom-Sozialwissenschaftlerin Karin Habenicht

1 Basisinformationen 
zur Erhebung

Mit der Erhebung LEBEN IN EUROPA
steht erstmals eine Datenquelle zur
Verfügung, die jährlich europaweit ver-
gleichbare Daten zu Einkommens- und
Lebensverhältnissen der Bevölkerung
ermittelt. LEBEN IN EUROPA basiert auf
einer Rahmenverordnung des Europäi-
schen Parlaments und des Rates aus
dem Jahr 20031). Um eine möglichst
hohe internationale Vergleichbarkeit
der erhobenen Daten sicherzustellen,
legt darüber hinaus eine Reihe von
Durchführungsverordnungen nicht nur
die zu erhebenden Merkmale, sondern
auch verbindliche Mindeststandards für
die Durchführung der Erhebung sowie
die Datenqualität fest. Befragt werden
ausschließlich Personen in privaten
Haushalten, somit werden Personen,
die in Gemeinschaftsunterkünften (z. B.
Wohn- und Pflegeheime, Justizvoll-
zugsanstalten) leben, nicht in die Befra-
gung einbezogen. Die Teilnahme an
LEBEN IN EUROPA ist freiwillig.

Hauptbestandteil des Erhebungspro-
gramms ist eine detaillierte Erfassung
der Einkommen, weiterhin werden
Fragen zu wesentlichen Lebensberei-
chen wie Erwerbstätigkeit, Wohnsitu-
ation und Gesundheit gestellt.

LEBEN IN EUROPA ist als integrierte
Quer- und Längsschnitterhebung kon-
zipiert, sodass nicht nur Aussagen
über die Lebensbedingungen zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt, sondern
auch über Änderungen im Zeitverlauf
ermöglicht werden. So kann beispiels-
weise nicht nur das Ausmaß der Ar-
mutsgefährdung der Bevölkerung im
Erhebungsjahr festgestellt werden,
sondern es können – sobald mehrere
Erhebungsdurchgänge stattgefunden
haben – auch Aussagen über die Ver-
festigung von Armutsrisiken über
mehrere Jahre getroffen werden. Er-
möglicht wird dies durch die Durch-
führung der Erhebung als Rotations-
panel: Die LEBEN IN EUROPA zugrun-
de liegende Stichprobe besteht aus
vier – jeweils für die Gesamtbevölke-
rung repräsentativen – Teilstichpro-
ben. In jedem Erhebungsjahr schei-
det ein Viertel der Haushalte aus der
Befragung aus und wird durch neue

Haushalte ersetzt. Die teilnehmen-
den Haushalte werden somit in (ma-
ximal) vier aufeinander folgenden
Jahren befragt.

In Deutschland wird LEBEN IN EUROPA
als postalische Befragung durchge-
führt. Die ausgewählten Haushalte er-
halten jeweils einen Fragebogen zu
Haushaltsmerkmalen und zusätzlich er-
hält jede Person im Haushalt, die am
31. 12. des Vorjahres mindestens 16
Jahre alt war, einen Fragebogen zu
personenbezogenen Merkmalen. Im
Erhebungsjahr 2005 wurden bundes-
weit rund 25 000 Personen ab 16 Jah-
ren in etwa 13 000 Haushalten befragt.
In NRW nahmen im selben Jahr 5 337
Personen ab 16 Jahren in 2 759 Haus-
halten an der Erhebung teil. Somit
steht auch für NRW eine ausreichend
große Stichprobe für Analysen der Ein-
kommens- und Lebensbedingungen
der Bevölkerung zur Verfügung. Aller-
dings setzt der Stichprobenumfang in-
sofern Restriktionen, dass bei den im
Folgenden vorgestellten Auswertun-
gen nicht in jedem Fall der wünschens-
werte Differenzierungsgrad erreicht
werden kann. Die Hochrechnung der
Stichprobenergebnisse erfolgte auf Ba-
sis von seitens des Statistischen Bundes-
amtes speziell für NRW entwickelten
Hochrechnungsfaktoren.

Die in diesem Beitrag dargestellten
Ergebnisse zur Einkommenssituation
und zur Armutsgefährdung bezie-
hen sich auf das Jahr 2004, alle wei-
teren Merkmale – soweit nichts an-
deres genannt wird – auf den Zeit-
punkt der Erhebung im Frühjahr
2005. Eine direkte Vergleichbarkeit
mit den im Sozialbericht NRW 2007
vorgestellten Ergebnissen zur relati-
ven Einkommensarmut in Nordrhein-
Westfalen ist nicht gegeben. Die Ar-
mutsanalysen der nordrhein-westfä-
lischen Sozialberichterstattung basie-
ren auf Daten des Mikrozensus, einer
Mehrzweckerhebung bei 1 % aller
Haushalte, wobei der größte Teil der

LEBEN IN EUROPA ist die in Deutschland verwendete Bezeichnung für eine
neue europäische Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und Lebens-
bedingungen privater Haushalte. Der offizielle Name dieser Erhebung, die im
Jahr 2005 erstmals in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie in
Norwegen und in Island durchgeführt wurde, lautet EU-SILC (Statistics on In-
come and Living Conditions). Zielsetzung von LEBEN IN EUROPA ist es, aktuel-
le, verlässliche und vergleichbare Daten über die Einkommenssituation und
die Lebensverhältnisse der Bevölkerung in den Mitgliedstaaten der EU zu ge-
winnen. Auf Basis dieser Daten werden Indikatoren zur Messung von Armut
und sozialer Ausgrenzung berechnet, die dazu dienen sollen, die Fortschritte
der Bekämpfung der Armut in der Europäischen Union zu messen. LEBEN IN
EUROPA ist somit eine wichtige Grundlage für die Europäische Sozialstatistik. 

Der vorliegende Beitrag stellt die wesentlichen Ergebnisse aus LEBEN IN
EUROPA 2005 für Nordrhein-Westfalen vor. Neben Auswertungen zur Ein-
kommensverteilung werden Armutsgefährdungsquoten nach sozialstrukturel-
len Merkmalen vorgestellt sowie die Lage von armutsgefährdeten und nicht
armutsgefährdeten Haushalten und Personen in den zentralen Lebensberei-
chen Wohnsituation, finanzielle Probleme im Alltag sowie Gesundheitszu-
stand und Gesundheitsversorgung verglichen.

–––––––––––
1) Verordnung (EG) Nr. 1177/2003 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 16. Juni
2003 für die Gemeinschaftsstatistik über Ein-
kommen und Lebensbedingungen (EU-SILC)
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Fragen mit Auskunftspflicht belegt ist.
Abweichungen zu den hier vorgestell-
ten Ergebnissen sind zum einen auf
Unterschiede der Datenquellen hin-
sichtlich des Einkommenskonzepts
und der Einkommenserfassung sowie
Art und Durchführung der Erhebung
zurückzuführen. Zum anderen liegt
der nordrhein-westfälischen Sozialbe-
richterstattung ein abweichendes
Konzept zur Messung relativer Ein-
kommensarmut zugrunde, vgl. hierzu:
Ministerium für Arbeit, Gesundheit
und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hrsg.): Sozialbericht NRW
2007, Düsseldorf 2007, S. 487 ff.

2 Einkommensverteilung
in NRW
2.1 Verfügbares Haushalts-
einkommen

Grundlage der folgenden Auswer-
tungen zu Einkommen und relativer
Einkommensarmut ist das verfügba-
re Haushaltseinkommen2). Um dieses
zu ermitteln, werden in LEBEN IN
EUROPA sowohl die persönlichen
Einkommen aller Haushaltsmitglie-
der als auch die Einkommensarten,
die dem Haushalt insgesamt zuflie-
ßen, für das der Erhebung vorausge-
hende Kalenderjahr erfasst. In der
Erhebung LEBEN IN EUROPA 2005
wurden somit die Haushaltseinkom-
men für das Jahr 2004 erhoben.

Folgende Einkommensarten fließen
in die Berechnung des Haushaltsein-
kommens ein:
– Einkommen aus abhängiger oder

selbstständiger Erwerbstätigkeit,
– Vermögenseinkommen (Einkünfte

aus Kapitalanlagen, Einkommen
aus Vermietung und Verpachtung),

– staatliche Sozial- bzw. Transferleis-
tungen,

– Leistungen aus der gesetzlichen
Rentenversicherung, Pensionen
und Betriebsrenten,

– regelmäßig empfangene Zahlun-
gen von anderen privaten Haus-
halten (z. B. Unterhaltszahlungen).

Nach Abzug sämtlicher auf alle Ein-
kommensarten zu zahlenden Steu-
ern und Sozialabgaben und abzüg-
lich von Zahlungen, die regelmäßig
an andere private Haushalte geleis-
tet werden, ergibt sich das verfügba-
re Haushaltseinkommen. Die im Fol-
genden ausgewiesenen monatlichen
Einkommenswerte errechnen sich
durch die Division des Jahreseinkom-
mens durch 12 und sind somit als
durchschnittliche Monatseinkommen
für das Jahr 2004 zu sehen.

Im Jahr 2004 lag der Median der ver-
fügbaren Haushaltseinkommen in
Nordrhein-Westfalen bei monatlich
1 920 Euro, das bedeutet, dass einer
Hälfte der Haushalte weniger und der
anderen Hälfte mehr Einkommen zur
Verfügung stand.3) Im gesamten Bun-
desgebiet lag dieses monatliche Medi-
aneinkommen im gleichen Jahr mit
1 808 Euro um knapp 6 % niedriger.4)

Allerdings ist das mittlere verfügbare
Haushaltseinkommen insofern nur be-
dingt aussagekräftig und auch nur be-
dingt zu Vergleichszwecken geeignet,
als das Wohlstandsniveau, das ein
Haushalt durch sein Einkommen errei-
chen kann, von Zahl und Alter der
Haushaltsmitglieder abhängig ist. So
ist ein Einpersonenhaushalt mit einem
verfügbaren Haushaltseinkommen von
1 920 Euro im Monat finanziell deut-
lich besser gestellt als ein Mehrperso-
nenhaushalt, der mit dem gleichen
Einkommen wirtschaften muss.

2.2 Äquivalenzeinkommen

Um Haushaltseinkommen unter Be-
rücksichtigung von Größe und Zu-
sammensetzung der Haushalte ver-
gleichbar machen zu können, wer-
den sie in bedarfsgewichtete
Pro-Kopf-Einkommen, sogenannte
„Äquivalenzeinkommen“ umgerech-
net. Dies geschieht, indem das ver-

fügbare Haushaltseinkommen nicht
durch die Zahl der Haushaltsmitglie-
der geteilt wird, sondern durch die
Summe von Bedarfsgewichten, welche
den Haushaltsmitgliedern in Abhän-
gigkeit von ihrem Alter zugeordnet
werden. Auf diese Weise werden so-
wohl Einspareffekte durch gemeinsa-
mes Wohnen und Wirtschaften als
auch altersspezifisch unterschiedliche
Bedarfe berücksichtigt. So benötigt
etwa ein Paarhaushalt mit einem Kind
nicht das dreifache Einkommen eines
Singles, um dasselbe Wohlstandsni-
veau zu erreichen, da die Lebenshal-
tungskosten pro Kopf einerseits durch
die gemeinsame Nutzung von Wohn-
raum und Haushaltsgeräten etc. und
andererseits durch den in der Regel
geringeren Bedarf von Kindern niedri-
ger liegen. Die einfache Division des
Haushaltseinkommens durch die Zahl
der Haushaltsmitglieder würde diese
Umstände nicht berücksichtigen.

Das Konzept äquivalisierter Einkom-
men beruht auf folgenden Annah-
men: Zum einen wird eine gleichmäßi-
ge Ressourcenverteilung innerhalb der
Haushalte vorausgesetzt, es wird also
davon ausgegangen, dass alle Haus-
haltsmitglieder gleichermaßen vom
gesamten Haushaltseinkommen profi-
tieren. Weiterhin wird unterstellt, dass
die zugrunde gelegte Bedarfsgewich-
tung die unterschiedlichen Bedarfe der
Haushaltsmitglieder korrekt abbildet.

Zur Festlegung der Bedarfsgewichte
existiert eine Reihe verschiedener
Äquivalenzskalen. Auf europäischer
Ebene wird die neue bzw. modifi-
zierte OECD-Skala zugrunde gelegt.
Die neue OECD-Skala sieht für die
erste erwachsene Person im Haushalt
ein Gewicht von 1, für jede weitere
Person im Alter von 14 und mehr
Jahren ein Gewicht von 0,5 und für
Personen im Alter von unter 14 Jah-
ren ein Gewicht von 0,3 vor.5) Um die
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–––––––––––
2) Das im Rahmen von LEBEN IN EUROPA ver-
wendete Einkommenskonzept orientiert sich
im Wesentlichen an den Empfehlungen einer
international zusammengesetzten Experten-
gruppe, der sog. „Canberra Group“: Expert
Group on Household Income Statistics – The
Canberra Group: Final Report and Recommen-
dations, Ottawa 2001.

–––––––––––
3) bzw. für den Fall, dass der Median in eine
Gruppe von Haushalten fällt, deren verfügba-
res Einkommen gleich hoch ist, der einen Hälfte
der Haushalte höchstens 1 920 Euro, der ande-
ren Hälfte mindestens 1 920 Euro zur Verfü-
gung stand.
4) Die Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005
für das Bundesgebiet wurden durch das Statis-
tische Bundesamt in Form einer Broschüre ver-
öffentlicht: „Armut und Lebensbedingungen.
Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA für Deutsch-
land 2005“. Statistisches Bundesamt, Wiesba-
den 2006

–––––––––––
5) Die vorher gebräuchliche ursprüngliche bzw.
alte OECD-Skala sieht höhere Gewichte für die
weiteren Haushaltsmitglieder vor, und zwar ein
Gewicht von 0,7 für jede weitere Person im Al-
ter von 14 und mehr Jahren und ein Gewicht
von 0,5 für jede weitere Person im Alter von
unter 14 Jahren. Die Wahl der Äquivalenzskala
hat einen bedeutenden Einfluss darauf, welche
Bevölkerungsgruppen als armutsgefährdet gel-
ten, vgl. hierzu: Habenicht, Karin; Hullmann,
Alfred; Bergmann, Yvonne: Einkommensvertei-
lung und Armutsrisikoquoten im Bund-Länder-
Vergleich – Analysen mit dem Mikrozensus
2003. In: Statistische Analysen und Studien
NRW, Band 35, Düsseldorf 2006, S. 11 – 20



persönlichen Äquivalenzeinkommen
der Haushaltsmitglieder zu berech-
nen, wird das verfügbare Haushalts-
einkommen durch die Summe der Be-
darfsgewichte des Haushalts dividiert.
Für einen Haushalt mit zwei Erwach-
senen und einem Kind unter 14 Jah-
ren ergibt sich z. B. eine Summe der
Gewichte von 1 + 0,5 + 0,3 = 1,8. Für
diesen Haushalt wird somit gegen-
über einem Einpersonenhaushalt ein
1,8-facher Einkommensbedarf ange-
nommen, um denselben Lebensstan-
dard erreichen zu können. Bei einem
verfügbaren Haushaltseinkommen
von 2 700 Euro pro Monat würde sich
das Äquivalenzeinkommen für den
beschriebenen Familienhaushalt auf
2 700 Euro / 1,8 = 1 500 Euro pro
Haushaltsmitglied belaufen.

Abbildung 1 zeigt die Verteilung der
monatlichen Äquivalenzeinkommen
der Bevölkerung in NRW im Jahr
2004 bei Anwendung der neuen
OECD-Skala.

Der Median der monatlichen Äquiva-
lenzeinkommen der nordrhein-west-
fälischen Bevölkerung lag in 2004
bei 1 510 Euro im Monat. Für das ge-
samte Bundesgebiet lag der entspre-
chende Wert bei 1 427 Euro.

Die mittleren Einkommen fallen je
nach Bevölkerungsgruppe sehr un-
terschiedlich aus. Tabelle 1 zeigt die
Mediane der monatlichen Äquiva-
lenzeinkommen für ausgewählte so-
ziodemografische Gruppen. Zusätz-

lich werden die jeweiligen relativen
Einkommenspositionen aufgeführt,
diese geben den Anteil des Medians
der jeweiligen Gruppe am Median der
Gesamtbevölkerung (1 510 Euro) in
Prozent wieder. 

Während sich in der Unterteilung
nach Geschlecht nur ein relativ ge-

ringer Einkommensabstand zeigt –
das mittlere monatliche Äquiva-
lenzeinkommen der männlichen Be-
völkerung liegt 30 Euro höher als das
der weiblichen – weichen die Medi-
aneinkommen der verschiedenen Al-
tersgruppen deutlicher voneinander
ab. Hier fallen vor allem die unter-
durchschnittlichen Einkommen der
unter 16-Jährigen sowie der ab 65-
Jährigen auf, ihre mittleren Äquiva-
lenzeinkommen liegen 103 bzw. 130
Euro unter dem Medianeinkommen
der Gesamtbevölkerung. Die 50- bis
unter 65-Jährigen liegen mit einem
mittleren Einkommen dagegen 162
Euro bzw. 11 % über dem Gesamt-
median. 

Erwerbstätigkeit hat einen wesentli-
chen Einfluss auf das Haushalts- und
damit auch auf das Äquivalenzein-
kommen. Dies schlägt sich auch in
dem Vergleich der Medianeinkom-
men der ab 16-Jährigen nach ihrem
überwiegenden Erwerbsstatus6) im
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Abb. 1 Verteilung der Äquivalenzeinkommen in der Bevölkerung*)

Grafik: LDS NRW

Einkommen von ... 
bis unter ... EUR/Monat

*) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005

*) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005 – 1) Median der Äquivalenzeinkommen der entsprechenden
Bevölkerungsgruppen im Verhältnis zum Median der Bevölkerung insgesamt in % – 2) Der überwiegende
Erwerbsstatus ist derjenige Erwerbsstatus, den die Personen im Jahr 2004 in der Mehrzahl der Monate
innehatten; nur Personen im Alter von 16 und mehr Jahren – 3) Kinder sind alle Personen im Alter von un-
ter 16 Jahren sowie Personen im Alter von 16 bis unter 25 Jahren, die mit mindestens einem Elternteil im
Haushalt leben und ökonomisch nicht aktiv sind, d. h. weder erwerbstätig sind noch Arbeit suchen. Alle
anderen Personen gelten als Erwachsene.

1. Mediane Äquivalenzeinkommen und relative Einkommenspositionen 
der Bevölkerung nach sozialstrukturellen Merkmalen*)

Merkmal
Äquivalenzeinkommen (neue OECD-Skala) in EUR/Monat

Median relative Einkommensposition1)

Insgesamt

Geschlecht

1 510  100

männlich
weiblich

Alter von ... bis unter ... Jahren

1 523
1 493

 101
 99

unter 16
16 – 25
25 – 50
50 – 65

1 407
1 538

 93
 102

1 517
1 672

 100
 111

65 und mehr

Überwiegender Erwerbsstatus2)

erwerbstätig

1 380  91

1 768  117
arbeitslos
im Ruhestand
andere Nichterwerbspersonen

1 004
1 428

 66
 95

1 406  93

Haushaltstyp
Haushalte ohne Kinder3)

Einpersonenhaushalt
2 Erwachsene

1 245
1 578

 82
 105

Haushalte mit Kindern3)

Alleinerziehende(r)
2 Erwachsene, ein Kind

1 079
1 607

 71
 106

2 Erwachsene, 2 Kinder
2 Erwachsene, 3 oder mehr Kinder

1 503
1 150

 100
 76

–––––––––––
6) Der überwiegende Erwerbsstatus ist derjeni-
ge Erwerbsstatus, den die Personen in der
Mehrzahl der Monate innehatten. 



Jahr 2004 nieder. Das mediane Äqui-
valenzeinkommen der Erwerbstäti-
gen liegt mit 1 768 Euro deutlich
über dem der Gruppe der Nichter-
werbstätigen, welches 1 379 Euro
beträgt. Arbeitslose sind unter den
Nichterwerbstätigen finanziell am
schlechtesten gestellt, ihr mittleres
Äquivalenzeinkommen liegt um 506
Euro und damit um ein Drittel nied-
riger als das der Gesamtbevölkerung.

Neben der Erwerbstätigkeit sind
Größe und Struktur des Haushalts, in
denen Personen leben, wesentliche
Faktoren für die Höhe ihres Äqui-
valenzeinkommens. So zeigen sich
auch deutliche Einkommensunter-
schiede in der Differenzierung nach
ausgewählten Haushaltstypen7). Von
den Personen in Haushalten ohne
Kinder verfügen Alleinlebende über
ein stark unterdurchschnittliches Ein-
kommen, ihr Medianeinkommen be-
trägt nur 82 % des Gesamtmedians.
Das Einkommen von Personen in
Haushalten mit zwei Erwachsenen
liegt dagegen leicht über dem
Durchschnitt. Bei den Haushalten mit
Kindern stellt sich insbesondere die
Einkommenssituation bei Haushalten
von Alleinerziehenden8) und Haus-
halten von Paaren mit drei oder
mehr Kindern schlecht dar: Personen
in diesen Haushalten können ledig-
lich über 71 bzw. 76 % des mittleren
Äquivalenzeinkommens der Gesamt-
bevölkerung verfügen. Das Einkom-
men von Personen in Haushalten mit
zwei Erwachsenen und einem Kind
liegt indessen um 6 % höher als das
der Bevölkerung insgesamt.

Einen anschaulichen und zusammen-
fassenden Überblick über die (Un-
gleich-)Verteilung der Äquiva-
lenzeinkommen innerhalb der Bevöl-
kerung bietet die Aufteilung auf Ein-
kommensquintile (Einkommensfünf-
tel). Zur Bestimmung der Quintile

werden alle Personen aufsteigend
nach ihrem Einkommen sortiert und
dann in fünf gleich große Gruppen
eingeteilt. Anschließend wird be-
rechnet, welchen Anteil die Perso-
nen in den Einkommensquintilen am
gesamten Einkommen haben.

Während das Fünftel mit den nied-
rigsten Einkommen über 9 % des ge-
samten Äquivalenzeinkommens der
Bevölkerung verfügt, entfallen auf
das einkommensstärkste Fünftel ins-
gesamt 38 % des Gesamteinkom-
mens. Eine Maßzahl, die das gesam-
te Einkommen des obersten Quintils
zum gesamten Einkommen des un-
tersten Quintils in Beziehung setzt,
ist das sog. S80/20 Einkommensquin-
tilsverhältnis9), welches im Jahr 2004
in NRW bei 4,3 lag. Das bedeutet,
dass die reichsten 20 % der Bevölke-
rung in der Summe über 4,3-mal so-
viel Einkommen verfügen wie die
ärmsten 20 % der Bevölkerung.

Das Einkommensquintilsverhältnis
bezieht allerdings nur die Ränder
der Einkommensverteilung ein. Als
zusammenfassende Maßzahl zur Be-
schreibung einer Verteilung wird
häufig auch der Gini-Koeffizient ver-
wendet. Dieser kann Werte zwischen
0 (absolute Gleichverteilung = alle
Personen verfügen über dasselbe

Einkommen) und 100 (absolute Kon-
zentration = eine Person verfügt
über das gesamte Einkommen) an-
nehmen. In 2004 lag der Gini-Koeffi-
zient in NRW bei 28,6. Damit sind die
Einkommen in NRW etwas unglei-
cher verteilt als im gesamten Bun-

desgebiet, für das sich im selben Jahr
ein Gini-Koeffizient von 27,7 ergab.

3 Armutsgefährdung 
in NRW
3.1 Konzept der 
relativen Einkommensarmut

Nach dem Konzept der relativen Ein-
kommensarmut werden solche Men-
schen als arm bzw. als armutsgefähr-
det bezeichnet, deren Einkommen
unterhalb eines bestimmten Prozent-
satzes des Durchschnittseinkommens
der Bevölkerung liegt. Armut wird
demnach nicht an einer absolu-
ten Einkommensgrenze festgemacht,
sondern in Relation zum allgemei-
nen Wohlstandsniveau einer Gesell-
schaft definiert. Ändert sich die Ein-
kommensverteilung innerhalb der
Bevölkerung, ändert sich auch die
Einkommensgrenze, unterhalb derer
Personen als armutsgefährdet gel-
ten. Aus diesem Grunde wird in der
Regel statt von „Armut“ von „Ar-
mutsgefährdung“ gesprochen. Per-
sonen, die mit ihrem Einkommen un-
terhalb des ermittelten Schwellen-
wertes liegen, sind gefährdet, nicht
an dem typischen Lebensstandard
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–––––––––––
7) Die hier vorgestellten Haushaltstypen basie-
ren gemäß EU-Vorgabe auf einer Aufteilung
der Haushaltsmitglieder in Erwachsene und
Kinder. Unter Kindern sind alle Personen im Al-
ter von unter 16 Jahren zu verstehen sowie Per-
sonen im Alter von 16 bis unter 25 Jahren, die
mit mindestens einem Elternteil im Haushalt le-
ben und ökonomisch nicht aktiv sind, d. h. we-
der erwerbstätig sind noch Arbeit suchen. Alle
anderen Personen gelten als Erwachsene.
8) In diesem Zusammenhang bedeutet „allein-
erziehend“, dass ein einzelner Erwachsener mit
einem oder mehreren Kind(ern) zusammen in
einem Haushalt lebt.

–––––––––––
9) Der Ausdruck S80/20 bezieht sich auf den
Quotienten der Summe (S) der Einkommen der
Personen, die über ein höheres Einkommen
verfügen als 80% der Bevölkerung (oberstes
Quintil) und der Summe der Einkommen der
20 % einkommensschwächsten Personen (un-
terstes Quintil).
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Äquivalenzeinkommens
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Abb. 2 Verteilung der Äquivalenzeinkommen nach Einkommensquintilen*)

Grafik: LDS NRW*) Ergebnisse aus: LEBEN IN EUROPA 2005
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der Gesellschaft teilhaben zu können
und damit von sozialer Ausgrenzung
betroffen zu sein.

Das Konzept der relativen Einkom-
mensarmut erfordert mehrere Festle-
gungen. Es muss zum einen entschie-
den werden, welcher Einkommensbe-
griff zugrunde gelegt wird. Auf EU-
Ebene werden die bereits beschriebe-
nen Äquivalenzeinkommen verwen-
det, die sich nach Bedarfsgewichtung
der verfügbaren Haushaltseinkommen
auf Basis der neuen OECD-Skala erge-
ben. Weiterhin muss festlegt werden,
wie das Durchschnittseinkommen be-
messen werden soll. Zur Bestimmung
des mittleren Einkommens kommen
grundsätzlich einerseits das arithmeti-
sche Mittel und andererseits der Medi-
an in Betracht. Das arithmetische Mit-
tel ist die Summe aller Merkmalswerte
dividiert durch ihre Anzahl. In seine
Berechnung fließen somit alle Werte
der Einkommensverteilung ein und es
reagiert daher sensibel auf Extrem-
werte, also extrem niedrige oder ext-
rem hohe Einkommen („Ausreißer“).
Der Median, der auch als „Zentral-
wert“ bezeichnet wird, ist derjenige
Wert, der in einer Reihe von aufstei-
gend sortierten Werten in der Mitte
liegt. Im Fall einer Einkommensvertei-
lung verfügt also die eine Hälfte der
Bevölkerung höchstens und die ande-
re Hälfte mindestens über das Medi-
aneinkommen. Der Median hat ge-
genüber dem arithmetischen Mittel
den Vorteil, dass er weniger auf Ver-
änderungen an den Rändern der Ein-
kommensverteilung reagiert und nicht
durch Extremwerte beeinflusst wird.
Die EU hat den Median als Maßzahl
für die Bestimmung des mittleren Ein-
kommens als Bezugsgröße für die Be-
rechnung relativer Einkommensarmut
festgelegt. Schließlich muss entschie-
den werden, unterhalb welches Pro-
zentsatzes von diesem mittleren Ein-
kommen Personen als armutsgefähr-
det gelten sollen. Nach europäischer
Konvention wird die Armutsgefähr-
dungsschwelle bei 60 % des Medians 
der Äquivalenzeinkommen – berech-
net auf Basis der neuen OECD-Skala –
festgesetzt.

In NRW lag die Armutsgefährdungs-
schwelle nach EU-Definition im Jahr
2004 bei monatlich 906 Euro. Die Ar-

mutsgefährdungsquote, also der An-
teil der Bevölkerung, der über ein
Äquivalenzeinkommen von weniger
als 906 Euro im Monat verfügen
konnte, lag bei 14,2 %. Damit sind in
NRW gut 2,5 Millionen Menschen in
Privathaushalten von relativer Ein-
kommensarmut betroffen.

Das Medianeinkommen dieser ar-
mutsgefährdeten Personen beträgt
699 Euro pro Monat. Ihr mittleres Ein-
kommen entspricht somit 73,1 % der
Armutsgefährdungsschwelle von 906
Euro oder anders ausgedrückt: es
liegt um 22,9 % darunter. Dieser pro-
zentuale Abstand von 22,9 % des Me-
dianeinkommens der Armutsgefähr-
deten zur Armutsgefährdungsschwel-
le wird als Armutsgefährdungslücke
bezeichnet und dient zur Beschrei-
bung des Ausmaßes der Armutsge-
fährdung. 

Die monetäre Armutsgefährdungs-
schwelle kann nur im Fall von Einper-
sonenhaushalten direkt mit dem ver-
fügbaren Haushaltseinkommen ver-
glichen werden. Bei anderen Haus-
haltstypen muss sie zunächst mit der

Summe der Bedarfsgewichte des je-
weiligen Haushalts multipliziert wer-
den, bevor festgestellt werden kann,
ob die Haushaltsmitglieder armutsge-
fährdet sind. Tabelle 2 zeigt exempla-
risch die haushaltsspezifischen Ar-
mutsgefährdungsschwellen auf Basis
der EU-Definition für relative Einkom-
mensarmut (60 % des Medians der
Äquivalenzeinkommen) für ausge-
wählte Haushaltstypen.

Während eine allein lebende Person
mit einem Äquivalenzeinkommen
von weniger als 906 Euro monatlich
als armutsgefährdet gilt, liegt die
entsprechende monetäre Armutsge-
fährdungsschwelle z. B. für einen
Haushalt mit zwei Erwachsenen
ohne Kinder bei 1 359 Euro und für
einen Haushalt mit zwei Erwachse-
nen und zwei Kindern unter 14 Jah-
ren bei 1 903 Euro im Monat. 

Da die Festlegung der Armutsgefähr-
dungsschwelle bei 60 % des Medians
der Äquivalenzeinkommen auf einer
Konvention beruht, wird im Folgen-
den dargestellt, wie sich die allge-
meinen Armutsgefährdungsschwel-

Statistische Analysen und Studien NRW, Band 48 7

Median
Äquivalenzeinkommen

insgesamt

Median
Äquivalenzeinkommen

Armutsgefährdete

 0

 200

 400

 600

 800

1 000

1 200

1 400

1 600

Abb. 3 Armutsgefährdungsschwelle und Armutsgefährdungslücke*)

Grafik: LDS NRW*) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005

Einkommen in EUR/Monat

60 % des Medians

699 EUR

Armutsgefährdungsschwelle: 906 EUR

1 510 EUR

Armuts-
gefährdungs-
lücke: 22,9 %

*) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005

2. Haushaltsspezifische Armutsgefährdungsschwellen*)

Haushaltstyp

Summe der 
Bedarfsgewichte 

der Haushaltsmitglieder 
(neue OECD-Skala)

Haushaltsspezifische 
Armutsgefährdungsschwellen

in EUR/Monat

Einpersonenhaushalt
2 Erwachsene ohne Kinder
Alleinerziehende(r), ein Kind unter 14 Jahren
2 Erwachsene, ein Kind unter 14 Jahren

1
1 + 0,5      = 1,5

906 * 1    =
906 * 1,5 =

1 + 0,3      = 1,3
1 + 0,5 + 0,3      = 1,8

906 * 1,3 =
906 * 1,8 =

2 Erwachsene, 2 Kinder unter 14 Jahren 1 + 0,5 + 0,3 + 0,3 = 2,1 906 * 2,1 =

 906
1 359
1 178
1 631
1 903



len in Euro sowie die Armutsgefähr-
dungsquoten bei Zugrundelegung
alternativer Grenzwerte ändern:

Die verschiedenen Grenzwerte lassen
sich zum einen als verschieden stren-
ge Armutsdefinitionen verstehen,
zum anderen lässt sich so auch ein
Eindruck darüber gewinnen, wie vie-
le Personen mit ihrem Äquiva-
lenzeinkommen in der Nähe der
60 %-Grenze liegen. So verfügen
z. B. 5,4 % aller Personen über ein
Äquivalenzeinkommen zwischen 50
und 60 % des Medianeinkommens
der Gesamtbevölkerung. 7,3 % lie-
gen zwischen 60 % und 70 % des
Medians, damit gelten sie nach EU-
Definition nicht mehr als armutsge-
fährdet, ihr Äquivalenzeinkommen
liegt jedoch nur knapp über der Ar-
mutsgefährdungsschwelle.

3.2 Armutsgefährdung 
nach soziodemografischen
Merkmalen

Das Risiko, von relativer Einkom-
mensarmut betroffen zu sein, ist ab-
hängig von dem verfügbaren Haus-
haltseinkommen sowie von der Zahl
und dem Alter der Personen im
Haushalt. Demzufolge stellt sich die
Armutsgefährdung verschiedener
Bevölkerungsgruppen sehr unter-
schiedlich dar. 

Alter und Geschlecht

Frauen sind generell häufiger von
Einkommensarmut bedroht als Män-
ner, ihre Armutsgefährdungsquote
liegt bei 14,9 % und damit 1,6 Pro-
zentpunkte über der der Männer,
von denen 13,5 % als armutsgefähr-
det gelten. In der Unterteilung nach

Altersgruppen zeigt sich, dass jünge-
re Menschen häufiger von relativer
Einkommensarmut bedroht sind und

die Armutsgefährdung mit zuneh-
mendem Alter tendenziell abnimmt. 

Haushaltstyp

Da Äquivalenzeinkommen auf dem
Haushaltseinkommen basieren, hat
der Haushaltstyp10), in dem eine Per-
son lebt, einen bedeutenden Einfluss
auf ihre Armutsgefährdung. 

Alleinlebende sind mit einer Armuts-
gefährdungsquote von 27,0 % in be-
sonderem Maße von Einkommensar-
mut betroffen, da in ihrem Fall ein
geringes oder fehlendes (Erwerbs-)
Einkommen nicht durch Einkommen
anderer Haushaltsmitglieder kom-
pensiert werden kann. Alleinlebende
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*) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005 – 1) bezogen auf die Gesamtbevölkerung

3. Armutsgefährdungsquoten 
bei alternativen Armutsgefährdungsschwellen*)
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schwelle 
liegt bei … 

des Medians1)
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gefährdungs-

schwelle 
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Abb. 4 Armutsgefährdung der Bevölkerung
nach Geschlecht und Altersgruppen*)

Grafik: LDS NRW*) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005
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Abb. 5 Armutsgefährdung der Bevölkerung
nach ausgewählten Haushaltstypen*)

*) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005 – 1) Kinder sind alle Personen im Alter von unter 16 Jahren 
sowie Personen im Alter von 16 bis unter 25 Jahren, die mit mindestens einem Elternteil im Haushalt 
leben und ökonomisch nicht aktiv sind, d. h. weder erwerbstätig sind noch Arbeit suchen. Alle anderen 
Personen gelten als Erwachsene.

Haushalte ohne Kinder1)

Haushalte mit Kind(ern)1)

Grafik: LDS NRW

–––––––––––
10) Siehe Fußnote 7.



Personen unter 65 Jahren sind sogar
zu knapp einem Drittel (32,3 %) ar-
mutsgefährdet, Alleinlebende ab 65
Jahren immerhin noch zu einem Fünf-
tel (20,7 %). Personen in Haushalten,
in denen zwei Erwachsene ohne Kin-
der leben, sind dagegen mit 12,4 %
deutlich seltener armutsgefährdet.

Unter den Haushaltstypen mit Kindern
sind Haushalte alleinerziehender El-
tern am häufigsten von relativer Ein-
kommensarmut bedroht. Neben dem
Umstand, dass nur eine potenziell er-
werbstätige Person im Haushalt lebt,
ist die Möglichkeit zur Erwerbsarbeit
durch die Notwendigkeit der Kinder-
betreuung in der Regel zumindest ein-
geschränkt. Über ein Drittel (34,2 %)
der Personen in Alleinerziehenden-
haushalten ist armutsgefährdet. Auch
die Mitglieder von Haushalten, in de-
nen zwei Erwachsene und drei oder
mehr Kinder leben, sind mit 27,7 %
deutlich überdurchschnittlich von Ar-
mut betroffen. 

Dass Kinder im Haushalt aber nicht
generell mit einem erhöhten Ar-
mutsrisiko einhergehen, zeigen die
Armutsgefährdungsquoten von Per-
sonen in Haushalten, in denen zwei
Erwachsene und bis zu zwei Kinder
leben; diese tragen ein unterdurch-
schnittliches Armutsrisiko. 

Erwerbsstatus

Im Folgenden wird die Armutsge-
fährdung für alle Personen im Alter
von 16 und mehr Jahren nach dem
Erwerbsstatus dargestellt, den sie im
Jahr 2004 überwiegend innehatten.

Erwerbsarbeit bietet den sichersten,
wenn auch keinen absoluten Schutz
vor Armutsgefährdung. Erwerbstäti-
ge weisen mit einer Armutsgefähr-
dungsquote von 5,8 % ein weit nied-
rigeres Armutsrisiko auf als nicht er-
werbstätige Personen, von denen
insgesamt knapp ein Fünftel
(19,3 %) von Armut bedroht ist. Un-
ter den Nichterwerbstätigen ist die
Armutsgefährdung bei den arbeits-
losen Personen mit Abstand am
höchsten: 44,7 % der Arbeitslosen
verfügen über ein Einkommen un-
terhalb der Armutsgefährdungs-

schwelle. Personen im Ruhestand
tragen dagegen mit 13,5 % ein eher
durchschnittliches Armutsrisiko.

Bildungsstand

Die Chancen für eine erfolgreiche
Platzierung auf dem Arbeitsmarkt –
einer der bedeutendsten Faktoren
zur Vermeidung von Einkommensar-
mut – werden wesentlich vom Qua-
lifikationsniveau mitbestimmt. Im
Rahmen von LEBEN IN EUROPA wird
das Qualifikationsniveau auf Basis
des ISCED–Standards11) erhoben. Die-

ser Standard wurde Anfang der
1970er-Jahre von der UNESCO entwi-
ckelt, um einen internationalen Ver-
gleichsmaßstab für Bildungsstufen zu
schaffen, und basiert auf einer Kombi-
nation von schulischer und beruflicher
Bildung. Die aktuell gültige Fassung
von 1997 umfasst (ohne den Vorschul-
bereich) insgesamt 6 Stufen, die teil-
weise noch weiter aufgegliedert wer-
den können. Auf Basis dieser 6 Stufen
wurden alle Personen ab 16 Jahre ent-
sprechend ihres Ausbildungsstands ei-
nem niedrigen, mittleren oder hohen
Qualifikationsniveau zugeordnet.

Die Qualifikationsstufen lassen sich
folgendermaßen zusammenfassend
beschreiben:
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Abb. 6 Armutsgefährdung der Bevölkerung im Alter von 16 und mehr Jahren
nach überwiegendem Erwerbsstatus*)**)

Grafik: LDS NRW

*) Der überwiegende Erwerbsstatus ist derjenige Erwerbsstatus, den die Personen im Jahr 2004 
in der Mehrzahl der Monate innehatten. – **) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005
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(ISCED-Stufen 1 und 2)1)
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Abb. 7 Armutsgefährdung der Bevölkerung im Alter von 16 und mehr Jahren*)
nach Qualifikationsniveau**)

*) die sich zum Zeitpunkt der Erhebung nicht in schulischer oder beruflicher Ausbildung befanden, ohne Pflicht-
wehrdienst- und Zivildienstleistende – **) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005 – 1) ISCED: International 
Standard Classification of Education 1997 Grafik: LDS NRW

–––––––––––
11) International Standard Classification of
Education (Internationale Standardklassifikati-
on des Bildungswesens)

1)



– niedriges Qualifikationsniveau
(ISCED-Stufen 1 und 2)
Keine Berufsausbildung (inkl. nur
Anlernausbildung, Praktikum oder
Berufsvorbereitungsjahr) und kein
Abitur oder Fachhochschulreife

– mittleres Qualifikationsniveau
(ISCED-Stufen 3 und 4)
Höchster beruflicher Abschluss:
Lehre, berufliche Ausbildung oder
höchster schulischer Abschluss:
Abitur oder Fachhochschulreife

– hohes Qualifikationsniveau 
(ISCED-Stufen 5 und 6)
Höchster beruflicher Abschluss:
Meister/-in, Techniker-/in, Fach-
schulabschluss, (Fach-)Hochschul-
abschluss

Nicht berücksichtigt wurden Perso-
nen, die sich zum Zeitpunkt der Er-
hebung in schulischer oder berufli-
cher Ausbildung befanden oder den
Pflichtwehrdienst bzw. Zivildienst
ableisteten.

Während die betrachtete Personen-
gruppe mit 12,1 % ein in Bezug auf
die Gesamtbevölkerung unterdurch-
schnittliches Armutsrisiko aufweist,
zeigen sich in der Differenzierung
nach erreichter Qualifikationsstufe
erhebliche Unterschiede. Eine niedri-
ges schulisches und berufliches Qua-
lifikationsniveau geht mit einer er-
heblichen Steigerung der Armutsge-
fährdung einher: Mit 22,2 % sind
über ein Fünftel der Geringqualifi-
zierten von relativer Einkommensar-
mut betroffen. Mit steigendem Qua-
lifikationsniveau sinkt das Armutsri-
siko ab und liegt in der Gruppe der
Hochqualifizierten mit 7,3 % deut-
lich unter dem Durchschnitt.

3.3 Einfluss 
von Sozialleistungen 
auf die Verringerung 
von Einkommensarmut

Die bislang ausgewiesenen Armuts-
gefährdungsquoten wurden auf Ba-
sis von Äquivalenzeinkommen be-
rechnet, die auf dem verfügbaren
Haushaltseinkommen inklusive staat-
licher Sozial- bzw. Transferleistun-
gen basieren. Um zu zeigen, welche
Bedeutung diese Leistungen bei der
Verringerung von Armutsgefährdung

haben, werden in diesem Abschnitt
Armutsgefährdungsquoten darge-
stellt, wie sie sich ergeben, wenn
staatliche Transfers aus dem Haus-
haltseinkommen herausgerechnet
werden. Die Äquivalenzeinkommen
werden hierzu auf Basis des
verfügbaren Haushaltseinkommens
abzüglich Arbeitslosenunterstützung,
Krankengeld, Invaliditätsrenten für
Personen im Erwerbsalter, Leistun-
gen nach dem BAföG, familien-
bezogene Leistungen wie Kinder-
geld und Erziehungsgeld, Sozialhilfe
und Wohnungsbeihilfen berechnet.12)

Anschließend werden sie mit der
Armutsgefährdungsschwelle vergli-
chen, die sich nach Berücksichtigung
aller staatlichen Transferleistungen
ergibt. Zusätzlich werden auf die
gleiche Weise Armutsgefährdungs-
quoten berechnet, die sich ergeben,
wenn man zusätzlich auch noch Al-
ters- und Hinterbliebenenleistungen
als Sozialtransfers betrachtet.13)

Während insgesamt 14,2 % der Be-
völkerung mit ihrem Äquivalenzein-
kommen inklusive aller Transferleis-
tungen unterhalb der Armutsgefähr-
dungsschwelle von 906 Euro liegen,
würde sich dieser Anteil nach Abzug
der Transfers vom Haushaltseinkom-
men auf 22,1 % erhöhen. Zöge man

zusätzlich die Alters- und Hinterblie-
benenleistungen ab, würden 42,9 %
der Bevölkerung über ein Äquiva-
lenzeinkommen von weniger als 906
Euro monatlich verfügen.

Die Aufstellung der Armutsgefähr-
dungsquoten vor und nach Sozial-
transfers für die verschiedenen Al-
tersgruppen zeigt deutlich, welche
Bedeutung diese Leistungen für die
Einkommenssituation der einzelnen
Gruppen haben. Mit zunehmendem
Alter nimmt die Bedeutung von Sozi-
altransfers (ohne Berücksichtigung
von Alters- und Hinterbliebenenleis-
tungen) für die Verbesserung der
Einkommenssituation ab, während
die Bedeutung der Alters- und Hin-
terbliebenenleistungen ansteigt.

Bei den höheren Altersgruppen wird
die Rolle, die Leistungen aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung für die
Höhe des Einkommens spielen, beson-

ders deutlich. In der Altersgruppe der
50- bis unter 65-Jährigen, in welcher
der Übergang aus dem Erwerbsleben
in den Ruhestand beginnt, würden
ohne jegliche Transferleistungen
41,6 % über ein Äquivalenzeinkom-
men von weniger als 906 Euro monat-
lich verfügen, in der Gruppe der ab
65-Jährigen wären es sogar 91,0 %.

4 Lebenssituation von 
Armutsgefährdeten in NRW

Wenngleich Einkommen auch ein all-
gemein akzeptierter und häufig ver-
wendeter Indikator für materielle
Wohlfahrt ist, so ist doch ein niedriges
Einkommen nicht ohne Weiteres mit
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4. Armutsgefährdungsquoten vor und nach Sozialtransfers
nach Altersgruppen*)

Altersgruppe

Armutsgefährdungsquoten

nach 
Sozialtransfers

vor Sozialtransfers

Insgesamt

Alters- und Hinterbliebenenleistungen zählen 

nicht 
als Sozialtransfers

14,2 22,1

Alter von ... bis unter ... Jahren
unter 16
16 – 25

15,7
15,2

28,2
25,0

25 – 50
50 – 65
65 und mehr

14,2
13,0

23,9
19,0

13,7 15,2

als Sozialtransfers

42,9

29,4
27,8
27,8
41,6
91,0

–––––––––––
12) Indirekte, über steuerliche Begünstigungen
erfolgende Leistungen wie z. B. Ehegattensplit-
ting und Kinderfreibeträge werden allerdings
nicht mehr aus dem verfügbaren Haushaltsein-
kommen herausgerechnet. 
13) An dieser Stelle muss beachtet werden, dass
es sich um eine fiktive Berechnung handelt und
dass die Berechnung der Armutsgefährdungs-
quoten vor sozialen Transferleistungen inso-
fern von der üblichen Berechnung von Armuts-
gefährdungsquoten abweicht, dass sich die Ar-
mutsgefährdungsschwelle nicht aus der jeweili-
gen Verteilung selbst ergibt, sondern die Ar-
mutsgefährdungsschwelle nach Sozialtransfers
in Höhe von 906 Euro zugrunde gelegt wird.

*) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005



einem niedrigen und ein hohes Ein-
kommen nicht automatisch mit einem
hohen Lebensstandard gleichzusetzen.
So bleiben in dem Konzept der relati-
ven Einkommensarmut sowohl Vermö-
genswerte als auch abzutragende
Schulden unberücksichtigt. Während
vorhandenes Vermögen den finanziel-
len Handlungsrahmen erweitert, kann
die Möglichkeit mit dem vorhandenen
Einkommen zu wirtschaften durch
Schulden, aber auch durch individuelle
Lebensumstände (wie z. B. hohe Mie-
ten am Wohnort) deutlich einge-
schränkt werden. Darüber hinaus spie-
len die subjektiven Ansprüche an den
Lebensstandard eine Rolle.

Es muss daher berücksichtigt wer-
den, dass sich Personen, die nach
dem Konzept relativer Einkommens-
armut als armutsgefährdet gelten,
sich nicht zwangsläufig „arm“ füh-
len und solche, deren Einkommen
über der Armutsgefährdungsschwel-
le liegt, ihre finanzielle Situation
durchaus als problematisch empfin-
den können. Dies wird durch die An-
gaben der Haushalte hinsichtlich der
Frage bestätigt, wie sie insgesamt
mit dem monatlichen Haushaltsnet-
toeinkommen zurechtkommen. 

Zwar ist deutlich zu erkennen, dass
armutsgefährdete Haushalte14) ins-
gesamt deutlich häufiger Schwierig-
keiten haben, mit ihrem Einkommen

zurechtzukommen, aber immerhin
gibt noch gut ein Fünftel von ihnen
an, relativ gut bis sehr gut mit dem
Einkommen auszukommen. Demge-
genüber hat über ein Drittel aller
Haushalte, die oberhalb der Armuts-
gefährdungsschwelle liegen, einige
bis große Schwierigkeiten mit ihrem
Einkommen den Lebensunterhalt be-
streiten zu können. 

Um die Lebenssituation der von re-
lativer Einkommensarmut Betroffe-
nen näher beschreiben zu können,
werden im Rahmen von LEBEN IN
EUROPA auch die Themenbereiche
Wohnen, finanzielle Probleme im

alltäglichen Leben sowie Gesund-
heit und Arztbesuche angespro-
chen.

4.1 Wohnsituation

Die Chancen, seinen Lebens- und
Wohnraum wählen und gestalten zu
können, hängen in erheblichem
Maße von den finanziellen Möglich-
keiten ab, und so ergeben sich auch
Unterschiede in der Wohnsituation
von armutsgefährdeten und nicht ar-
mutsgefährdeten Haushalten.

Wohnungstyp 
und Wohneigentum

Nach Ergebnissen von LEBEN IN
EUROPA 2005 leben insgesamt
37,5 % der nordrhein-westfälischen
Haushalte in einem frei stehenden
Einfamilienhaus, einer Doppelhaus-
hälfte oder einem Reihenhaus. Bei
den armutsgefährdeten Haushalten
liegt dieser Anteil mit 24,1 % deut-
lich niedriger als bei nicht armuts-
gefährdeten Haushalten (40,9 %).
Dementsprechend leben armutsge-
fährdete Haushalte häufiger in Woh-
nungen: Gut die Hälfte von ihnen
lebt in einer Wohnung in Gebäuden
mit weniger als 10 Wohneinheiten,
ein gutes Fünftel in größeren Gebäu-
dekomplexen mit 10 oder mehr
Wohneinheiten.

Armutsgefährdete Haushalte woh-
nen zudem deutlich seltener im eige-
nen Haus bzw. der eigenen Woh-
nung: Während knapp die Hälfte
(47,4 %) der nicht armutsgefährde-
ten Haushalte über selbst genutztes
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Abb. 8 Zurechtkommen der Haushalte mit ihrem Einkommen
nach Armutsgefährdung der Haushaltsmitglieder*)

Grafik: LDS NRW*) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005
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14) Wenn im Folgenden von armutsgefährde-
ten Haushalten die Rede ist, sind Haushalte ge-
meint, deren Mitglieder über ein Äquiva-
lenzeinkommen unterhalb der Armutsgefähr-
dungsschwelle verfügen. 
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Abb. 9 Haushalte nach Wohnungstyp*) und Armutsgefährdung 
der Haushaltsmitglieder**)

Grafik: LDS NRW
*) Differenz zu 100 % = „andere Art von Wohnung” – **) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005
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Wohneigentum verfügt, trifft dies
nur für jeden vierten (24,3 %) ar-
mutsgefährdeten Haushalt zu. Zur
Miete wohnen 50,6 % der nicht ar-
mutsgefährdeten und 72,2 % der ar-
mutsgefährdeten Haushalte15). Der
Anteil unter den zur Miete wohnen-
den Haushalten, die weniger als die
marktübliche Miete zahlen, ist bei
den einkommensarmen mit 23,1 %
deutlich höher als bei den nicht ein-
kommensarmen Haushalten (14,0 %). 

Probleme mit der Wohnung 
und dem Wohnumfeld

Über die Art der Wohnung hinaus
spielt eine Vielzahl von Faktoren
eine Rolle für die Lebensqualität, die
der Wohnraum bietet. Um heraus-
zufinden, ob problematische Wohn-
bedingungen vorliegen, beinhaltet
das Frageprogramm von LEBEN IN
EUROPA auch Fragen zum Gebäude
bzw. der Wohnung sowie der Wohn-
umgebung, wobei hier die subjekti-
ve Einschätzung der Haushalte maß-
geblich ist. 

Insgesamt betrachtet lässt sich fest-
halten, dass armutsgefährdete Haus-
halte häufiger Probleme mit ihrer
Wohnung und ihrem Wohnumfeld
haben als nicht armutsgefährdete
Haushalte. 

Lärmbelästigung – etwa durch Nach-
barn, Verkehrslärm, Geschäfte oder
Industrie – ist ein Problem, von dem
nach eigener Auskunft mit 28,3 %
ein beträchtlicher Anteil der
nordrhein-westfälischen Haushalte
betroffen ist. Während mehr als ein
Drittel der armutsgefährdeten Haus-
halte über Lärmbelästigung in der
Wohnung klagt, sind es bei den
nicht armutsgefährdeten Haushalten
mit einem guten Viertel deutlich we-
niger. 

Mit Umweltverschmutzungen durch
Verkehr oder Industrie in der Umge-
bung müssen insgesamt 27,7 % der
Haushalte leben. Ein bemerkenswer-
ter Unterschied zwischen einkom-
mensarmen und nicht einkommens-
armen Haushalten hinsichtlich dieser
Problematik ist nicht festzustellen. 

Anders sieht es bei der Frage nach
Problemen mit Feuchtigkeit im Haus
oder in der Wohnung aus, die von
insgesamt 14,3 % aller Haushalte be-
jaht wird. Unter den armutsgefähr-
deten Haushalten ist gut jeder fünf-
te Haushalt (20,4 %) von derartigen
Problemen betroffen, aber nur
knapp jeder achte nicht armutsge-
fährdete Haushalt (12,8 %).

Schließlich fühlen sich einkommens-
arme Haushalte in ihrem Wohnum-
feld häufiger unsicher: Insgesamt
klagen 14,2 % aller Haushalte – und
zwar 19,1 % der armutsgefährdeten
und 13,0 % der nicht armutsgefähr-

deten – über Kriminalität, Gewalt
oder Vandalismus in der Umgebung. 

Belastung durch Wohnkosten

Die Ausgaben, die insgesamt für das
Wohnen geleistet werden müssen,
verzehren in der Regel einen nicht
unerheblichen Anteil des verfügba-
ren Haushaltseinkommens. So wer-
den auch die Ausgaben, die insge-
samt für das Wohnen geleistet wer-
den müssen, von vier Fünfteln
(80,4 %) und damit vom überwie-
genden Teil aller Haushalte als Belas-
tung empfunden. Bei den armutsge-
fährdeten Haushalten sind es mit
84,5 % etwas mehr als bei den nicht
armutsgefährdeten mit 79,4 %. Al-
lerdings ist der Anteil der Haushalte,
die die Wohnkosten als schwere Be-
lastung empfinden – insgesamt be-
trifft dies 20,0 % aller Haushalte –,
bei den Haushalten, deren Äquiva-
lenzeinkommen unterhalb der Ar-
mutsgefährdungsschwelle liegt, mit
28,1 % deutlich höher als bei den
nicht armutsgefährdeten Haushalten
mit 17,9 %. 

4.2 Finanzielle Probleme 
im Alltag

LEBEN IN EUROPA enthält ein Spek-
trum von Fragen, die sich direkt auf
das Vorhandensein finanzieller Prob-
leme im Alltag beziehen, welche auf
unterprivilegierte Lebenslagen hin-
deuten. Erwartungsgemäß zeigt sich,
dass einkommensarme Haushalte
deutlich häufiger mit Finanzproble-
men zu kämpfen haben als nicht ein-
kommensarme Haushalte.

Über ein Viertel aller Haushalte
(27,0 %) verfügt über einen derart
eingeschränkten finanziellen Hand-
lungsspielraum, dass es ihnen nicht
möglich ist, unerwartet anfallende
Ausgaben – wie etwa die Reparatur-
kosten für eine defekte Waschma-
schine – aus eigenen finanziellen
Mitteln zu leisten. Bei den einkom-
mensarmen Haushalten ist dieser An-
teil mit 60,0 % mehr als doppelt so
hoch wie bei allen Haushalten und
mehr als dreimal so hoch wie bei
nicht einkommensarmen Haushalten.
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Abb. 10 Probleme der Haushalte mit der Wohnung und dem Wohnumfeld
nach Armutsgefährdung der Haushaltsmitglieder*)

Grafik: LDS NRW *) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005
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15) Die Differenz der Summe von Eigentümern
und Mietern zu 100 % stellt jeweils den Anteil
der Haushalte dar, denen ihr Wohnraum miet-
frei vom Eigentümer zur Verfügung gestellt
wurde.



Auch eine mindestens einwöchige Fe-
rienreise im Jahr kann sich ein knap-
pes Viertel (23,4 %) und damit ein er-
heblicher Teil aller Haushalte nicht
leisten. Dabei ist jeder zweite armuts-
gefährdete Haushalt und gut jeder
sechste nicht armutsgefährdete Haus-
halt finanziell nicht in der Lage, ein-
mal jährlich eine Woche Urlaub wo-
anders als zu Hause zu verbringen.

An der Ernährung muss insgesamt
über jeder zehnte Haushalt (10,8 %)
sparen. Von den armutsgefährdeten
Haushalten gibt sogar über ein Vier-
tel an, dass es ihnen finanziell nicht
möglich ist, sich mindestens jeden
zweiten Tag eine Mahlzeit mit
Fleisch, Geflügel oder Fisch bzw. eine
hochwertige vegetarische Mahlzeit
zu leisten.

Die finanziellen Mittel um die eigene
Wohnung angemessen heizen zu kön-
nen, kann mit 5,1 % ein nur relativ ge-
ringer Anteil aller Haushalte nicht erüb-
rigen. Bei den armutsgefährdeten Haus-
halten trifft dies allerdings für 12,1 %
und damit für jeden achten Haushalt zu.

Weiterhin wird in LEBEN IN EUROPA
der aus finanziellen Gründen erzwun-
gene Verzicht auf langlebige Ge-
brauchsgüter erfragt. Während die
Ausstattung mit Telefon und Farbfern-
seher für nur wenige Haushalte ein fi-
nanzielles Problem darstellt, muss etwa
je ein Zehntel aller Haushalte aus fi-
nanziellen Gründen auf die Anschaf-
fung eines Computers (9,3 %) oder ei-

nes PKW (10,7 %) verzichten. Auch hier
sind die einkommensarmen Haushalte
deutlich schlechter gestellt: Auf einen
Computer muss mit 18,6 % annähernd
jeder fünfte, auf einen PKW sogar je-
der vierte (25,7 %) armutsgefährdete
Haushalt verzichten. Von den nicht ar-
mutsgefährdeten Haushalten geben
dagegen jeweils nur 6,9 % an, aus fi-
nanziellen Gründen keinen Computer
oder keinen PKW zu besitzen.

4.3 Gesundheitliche Situation
und Gesundheitsversorgung

Ein weiterer Themenkomplex in
LEBEN IN EUROPA beschäftigt sich
mit der Selbsteinschätzung der ge-
sundheitlichen Situation, Einschrän-
kungen des alltäglichen Lebens
durch gesundheitliche Beschwerden
sowie der Wahrnehmung notwendi-
ger Arztbesuche. Zu diesem Thema
wurden alle Personen im Alter von
16 und mehr Jahren befragt. 

Bei der Gegenüberstellung der An-
gaben armutsgefährdeter und nicht
armutsgefährdeter Personen muss
berücksichtigt werden, dass zwi-
schen der Einkommenssituation und
der gesundheitlichen Lage wechsel-
seitige Zusammenhänge bestehen
können. Ein schlechter Gesundheits-
zustand kann zu einer Einschrän-
kung der eigenen Erwerbsmöglich-
keiten – oder ggf. auch der Erwerbs-
möglichkeiten betreuender Haus-
haltsmitglieder – und damit zu ei-

nem geringeren Äquivalenzeinkom-
men führen. Andererseits ist es mög-
lich, dass die eigene Gesundheit auf-
grund eines geringen Einkommens
vernachlässigt oder beeinträchtigt
wird. 

Selbsteinschätzung
des Gesundheitszustandes

Der Gesundheitszustand wird im
Rahmen von LEBEN IN EUROPA auf
Basis subjektiver Bewertung erho-
ben, im Vordergrund stehen somit
keine ärztlichen Befunde, sondern
die Selbsteinschätzung der Befrag-
ten.

Insgesamt schätzen 59,9 % aller Per-
sonen ab 16 Jahren ihren gesund-
heitlichen Zustand als gut oder sehr
gut ein, 30,6 % beschreiben ihn als
mittelmäßig und 9,5 % als schlecht
oder sehr schlecht. Armutsgefährde-
te Menschen kommen hierbei zu ei-
nem schlechteren Ergebnis als nicht
armutsgefährdete: Mit 48,0 % beur-
teilen weniger als die Hälfte der von
relativer Einkommensarmut Betrof-
fenen ihre Gesundheit als gut
oder sehr gut, bei nicht armutsge-
fährdeten Personen sind es mit
61,8 % deutlich mehr. Demgegen-
über stufen 17,7 % der Armutsge-
fährdeten ihren Gesundheitszustand
als schlecht oder sehr schlecht ein,
aber nur 8,2 % der nicht Armutsge-
fährdeten. Die Unterteilung in die
Altersgruppen unter 50 Jahren und
ab 50 Jahren zeigt, dass die Unter-
schiede in der Tendenz sowohl bei
den Jüngeren wie bei den Älteren
vorhanden, aber in der Gruppe der
unter 50-Jährigen noch deutlicher
ausgeprägt sind. 

Unter einer chronischen Krankheit16)

leiden nach eigenen Angaben insge-
samt 35,7 % der Befragten. Auch hier
zeigt sich der insgesamt schlechtere
Gesundheitszustand einkommensar-
mer Personen: Von ihnen geben
45,2 % an, chronisch erkrankt zu sein,
bei den nicht einkommensarmen sind
es mit 34,3 % deutlich weniger. 
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Abb. 11 Finanzielle Probleme der Haushalte im Alltag 
nach Armutsgefährdung der Haushaltsmitglieder*)

Grafik: LDS NRW *) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005
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–––––––––––
16) Unter chronischen Krankheiten werden hier
Erkrankungen verstanden, die lang andauernd
oder permanent vorhanden sind und ständiger
Behandlung oder Kontrolle bedürfen.
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Einschränkungen der alltäg-
lichen Lebensführung durch
gesundheitliche Beschwerden

Gesundheitliche Beschwerden kön-
nen die Teilhabe der Betroffenen am
alltäglichen Leben empfindlich ein-
schränken und damit zur sozialen
Ausgrenzung beitragen. Daher wird
in LEBEN IN EUROPA – unabhängig
von der Einschätzung des Gesund-
heitszustandes und dem Vorliegen
einer chronischen Krankheit – ge-
fragt, ob länger andauernde (über
einen Zeitraum von mindestens sechs
Monaten) Gesundheitsbeschwerden

vorliegen, die Einschränkungen bzw.
starke Einschränkungen der tägli-
chen Aktivitäten nach sich ziehen.

Insgesamt berichtet über ein Drittel
(36,8 %) aller Befragten von seit min-
destens sechs Monaten andauernden
Einschränkungen durch gesundheitli-
che Beschwerden, 9,0 % klagen sogar
über schwere Einschränkungen. Ana-
log zur schlechteren Einschätzung ih-
res Gesundheitszustands und zum
häufigeren Vorliegen chronischer
Krankheiten sind armutsgefährdete
Personen auch häufiger durch gesund-
heitliche Probleme in ihrem Alltagsle-

ben eingeschränkt. 48,4 % der Ein-
kommensarmen gegenüber 35,0 %
der nicht Einkommensarmen klagen
über derartige Beeinträchtigungen.
Noch deutlicher ist der Unterschied
beim Vorliegen erheblicher Einschrän-
kungen durch gesundheitliche Be-
schwerden, hiervon sind 14,8 % der
Armutsgefährdeten und 8,1 % der
nicht Armutsgefährdeten betroffen. 

Verzicht    auf    notwendige 
Arzt- bzw. Zahnarztbesuche
aus finanziellen Gründen

Im Rahmen der Gesundheitsreform
im Jahr 2004 sind die Zuzahlungen
für zahlreiche Leistungen der gesetz-
lichen Krankenversicherung ange-
stiegen. Neben der Einführung der
Praxisgebühr wurden u. a. die Zuzah-
lungen der Versicherten zu Arznei-,
Heil- und Hilfsmitteln erhöht. LEBEN
IN EUROPA untersucht, inwieweit
Personen mit einem Einkommen un-
ter der Armutsgefährdungsgrenze
aus finanziellen Gründen auf Arzt-
oder Zahnarztbesuche verzichten.

Arztbesuche

Von allen Personen ab 16 Jahren ge-
ben 15,9 % an, in den letzten zwölf
Monaten vor der Befragung auf einen
eigentlich notwendigen Arztbesuch
verzichtet zu haben. Dieser Anteil
liegt bei den Armutsgefährdeten mit
29,2 % erheblich höher als bei nicht
armutsgefährdeten Personen (13,9 %).
Als Begründung werden am häufigs-
ten die mit der Untersuchung oder Be-
handlung anfallenden Kosten ge-
nannt: Über ein Drittel (35,8 %) aller
Betroffenen gibt an, aus finanziellen
Gründen auf das Aufsuchen eines Arz-
tes bzw. einer Ärztin verzichtet zu ha-
ben. Bei den betroffenen Armutsge-
fährdeten konnten sich sogar 58,6 %
einen erforderlichen Arztbesuch nicht
leisten, bei den nicht betroffenen
nicht Armutsgefährdeten trifft dies
immerhin noch für 28,6 % zu. 

Bezogen auf die Gesamtheit der Be-
fragten sind somit insgesamt 5,7 %
in den letzten zwölf Monaten vor
der Befragung mindestens einmal
aus Kostengründen nicht zum Arzt
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Abb. 13 Einschränkungen durch gesundheitliche Beschwerden 
(seit mindestens 6 Monaten) nach Armutsgefährdung*)**)

Grafik: LDS NRW*) nur Personen im Alter von 16 und mehr Jahren – **) Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA 2005
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Abb. 12 Beurteilung des eigenen Gesundheitszustandes 
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gegangen, dies betrifft 17,1 % aller
armutsgefährdeten und 4,0 % der
nicht armutsgefährdeten Personen.

Zahnarztbesuche

Einen eigentlich notwendigen Zahn-
arztbesuch haben insgesamt 12,7 %
der über 16-Jährigen innerhalb der
letzten 12 Monate vor der Befra-
gung nicht wahrgenommen, wobei
dies für knapp jede vierte armuts-
gefährdete Person (24,0 %) und für
gut jede zehnte nicht armutsgefähr-
dete Person (11,0 %) zutrifft. Bei der
Vermeidung von Zahnarztbesuchen
spielen finanzielle Gründe eine er-
heblich größere Rolle als bei nicht
erfolgten Besuchen von Ärzten an-
derer Fachrichtungen: Knapp die
Hälfte der Betroffenen (49,4 %) gibt
an, die eigentlich erforderliche zahn-
ärztliche Untersuchung bzw. Behand-
lung aus Kostengründen vermieden
zu haben, bei den Einkommensarmen
sind es sogar 70,8 %, bei den nicht
Einkommensarmen 42,2 %.

Insgesamt lässt sich festhalten, dass
6,2 % aller Personen ab 16 Jahren in-
nerhalb der letzten 12 Monate vor
der Erhebung mindestens einen not-
wendigen Zahnarztbesuch aus Kos-

tengründen nicht wahrgenommen
haben, und zwar 16,9 % der Armuts-
gefährdeten und 4,6 % der nicht Ar-
mutsgefährdeten.

Die Ergebnisse von LEBEN IN EUROPA
weisen darauf hin, dass finanzielle
Überlegungen eine nicht unerhebli-
che Rolle bei der Entscheidung spie-
len, notwendige ärztliche Hilfe in
Anspruch zu nehmen. Bezogen auf
alle Personen, die erforderliche Arzt-
oder Zahnarztbesuche nicht wahrge-
nommen haben, wurden am häufigs-
ten finanzielle Gründe genannt. Per-
sonen mit einem Einkommen unter-
halb der Armutsgefährdungsschwel-
le sehen sich häufiger nicht in der
Lage, die mit einem Arztbesuch ver-
bundenen Kosten zu tragen.

5 Fazit

Die in diesem Beitrag vorgestellten
Ergebnisse des ersten Erhebungs-
durchgangs von LEBEN IN EUROPA
für das Land NRW zeigen sowohl
wesentliche Ursachen als auch Aus-
wirkungen von relativer Einkom-
mensarmut auf. Es wird deutlich,
dass Menschen, die nach dem hier
zugrunde gelegten europäischen
Konzept als armutsgefährdet gelten,

in wesentlichen Lebensbereichen
häufiger benachteiligt sind als nicht
armutsgefährdete Menschen. Aller-
dings zeigt sich auch, dass das Vorlie-
gen relativer Einkommensarmut
zwar ein wichtiger, aber keinesfalls
ein hinreichender Indikator für un-
terprivilegierte Lebenslagen ist. Ei-
nerseits kann eine isolierte Betrach-
tung des Einkommens nicht die ge-
samte finanzielle Situation und da-
mit auch nicht direkt die finanziellen
Handlungsspielräume abbilden. Wei-
terhin ist über die rein finanzielle
Lage hinaus die Einbeziehung einer
Vielzahl weiterer Faktoren für die
Beschreibung der Lebensbedingun-
gen von Menschen und ihrer Mög-
lichkeiten zur sozialen Teilhabe er-
forderlich. Diesen Umständen ver-
sucht LEBEN IN EUROPA durch die
Einbeziehung von subjektiven Ein-
schätzungen der Bevölkerung – so-
wohl im Hinblick auf ihre finanzielle
Situation als auch in Bezug auf we-
sentliche Lebensbereiche wie Woh-
nen und Gesundheit – Rechnung zu
tragen. Die Ergebnisse der Erhebun-
gen der Folgejahre werden über die
Bestandsaufnahme von Armutsge-
fährdung und Lebensbedingungen
in NRW hinaus auch Aussagen über
deren Entwicklung ermöglichen.
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Neue Zuwanderergruppen in NRW 
– sozialstrukturelle Merkmale und Arbeitsmarktintegration

Dr. Wolfgang Seifert

1 Einleitung

Die Zuwanderung nach Deutschland
ist traditionell durch die Anwerbung
ausländischer Arbeitskräfte in der
Zeit zwischen dem ersten Anwerbe-
vertrag mit Italien 1955 und dem An-
werbestopp 1973 geprägt worden
(Meier-Braun 2005). Zum Teil sind die
früheren Anwerbeländer auch heute
noch wichtige Zuwanderungsländer
wie z. B. die Türkei. Die Türkei ist das
zweitwichtigste Herkunftsland von
Zuwanderinnen und Zuwanderern
nach NRW. Mit 10 100 Zugewander-
ten im Jahr 2005 stellen sie 8 % der
Zugewanderten. Wichtigstes Her-
kunftsland ist mittlerweile Polen mit
32 900 Zuwanderinnen und Zuwan-
derern jährlich. Dies entspricht
28,9 % der Zuwanderung des Jahres
2005 nach NRW. Im Vergleich zur
Phase der Arbeitskräfteanwerbung
hat sich Zuwanderung diversifiziert,
d. h., sie kommt nicht mehr wie frü-
her aus wenigen Hauptherkunftslän-
dern, sondern aus einer Vielzahl von
Staaten. Allerdings stammt die große
Mehrzahl der Zuwanderinnen und
Zuwanderer aus Europa. 76,3 % der
2005 Zugewanderten kamen aus ei-
nem europäischen Land, 51,0 % sind
aus einem Land der EU zugewandert
(LDS NRW 2007). 

Während der Zeit der Anwerbephase
kamen vor allem Arbeitskräfte mit
geringen Qualifikationen nach
Deutschland. Dies lag einerseits an
dem spezifischen Arbeitskräftebe-
darf in der Schwerindustrie und der
industriellen Massenfertigung, ande-
rerseits an der Befristung des Auf-

enthalts, der eine innerbetriebliche
Qualifikation oder längere Einarbei-
tungszeit aus der Sicht der Industrie
als unrentabel erscheinen ließ. Ent-
sprechend gliederten sich die Zu-
wanderinnen und Zuwanderer der
1960er- und frühen 1970er-Jahre in
die unteren Ebenen der Arbeitsmarkt-
hierarchie ein (Seifert 2000).

Die gegenwärtige Struktur der Zuge-
wanderten unterscheidet sich nicht
nur im Hinblick auf die Herkunftslän-
der von der der Anwerbephase, Zuge-
wanderte weisen auch eine andere
Bildungsstruktur, andere Wande-
rungsmotive und unterschiedliche
soziodemografische Merkmale auf.
Im Folgenden wird gezeigt, wie sich
neue Zuwanderergruppen von frü-

her Zugewanderten unterscheiden.
Dabei werden diejenigen, die zwi-
schen dem Jahr 2000 und 2006 über
die Bundesgrenzen nach NRW zuge-
zogen sind, als neue Zuwanderinnen
und Zuwanderer bezeichnet. Diese
Gruppe umfasst rund 448 000 Perso-
nen. Die Vergleichsgruppe hierzu bil-
den die zwischen 1960 und 1999
Zugewanderten. Personen, die in
Deutschland geboren sind, d. h. die
zweite Generation, werden hier
nicht betrachtet. Die Datenbasis für
die folgenden Analysen ist der Mik-
rozensus 2006.

2 Soziodemografische
Merkmale

Da hier nur Personen betrachtet
werden, die selbst gewandert sind,
liegt der Anteil der Kinder bei den
vor längerer Zeit Zugewanderten mit
2,3 % deutlich niedriger als bei den
neuen Zuwanderergruppen, von de-
nen 13,9 % im Alter von unter 15
Jahren sind. Insgesamt weisen die
neuen Zuwanderergruppen eine jün-

Im Folgenden wird untersucht, wie sich die seit 2000 nach NRW gekommenen
Zuwanderinnen und Zuwanderer im Vergleich zu früheren Kohorten in den
Arbeitsmarkt integrieren. Dabei zeigen sich drei zentrale Merkmale: Neu Zu-
gewanderte sind jung und der Frauenanteil überwiegt. Neu Zugewanderte
weisen eine sehr hohe Bildungsbeteiligung auf. Trotz eines insgesamt höhe-
ren durchschnittlichen Bildungsgrades als bei früheren Zuwanderinnen und
Zuwanderern zeigen sich erhebliche Probleme bei der Arbeitsmarktintegrati-
on, dies gilt insbesondere für Ältere und gering Qualifizierte.

Zuwanderungsperiode 
2000 – 2006

Zuwanderungsperiode 
1960 – 1999
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Abb. 1 Zuwanderinnen und Zuwanderer in NRW 2006*) nach Altersgruppen 
und Zuwanderungsperiode

Grafik: LDS NRW
*) Ergebnisse des Mikrozensus; betrachtet werden ausschließlich Personen, die selbst zugewandert sind
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gere Altersstruktur auf. 40,4 % sind
in der Altersgruppe der 15- bis unter
30-Jährigen im Vergleich zu 18,9 %
bei den älteren Zuwanderergruppen.
Ein Drittel der neuen Zuwanderer-
gruppen sind 30 bis unter 50 Jahre
alt (33,6 %), bei den älteren Zuwan-
derergruppen sind es 44,7 %. Bei
den höheren Altersgruppen sind sie
entsprechend unterrepräsentiert. So-
mit trägt Zuwanderung zur Verjün-
gung der Bevölkerungsstruktur ins-
gesamt bei.

Zuwanderung nach NRW wird mitt-
lerweile stärker von Frauen geprägt
als von Männern. 53,8 % der neuen
Zuwanderergruppen sind Frauen. Bei
den älteren Zuwanderergruppen
liegt der Frauenanteil bei 49,3 %.

Der Vergleich mit der eingangs er-
wähnten Zuwanderungsstatistik nach
Herkunftsländern kann mit der aktu-
ellen Staatsangehörigkeit des Jahres
2006 nicht in Deckung gebracht wer-
den. In der Zuwanderungsstatistik
werden auch viele kurzfristige Auf-
enthalte erfasst, sodass ein Teil der in
der Zuwanderungsstatistik erfassten
Migrantinnen und Migranten das
Land bereits wieder verlassen haben.
Außerdem hat ein nicht unbeträchtli-
cher Teil der Zuwanderinnen und Zu-
wanderer aus dem Ausland 2006 be-
reits die deutsche Staatsbürgerschaft.
Dies trifft auf 18,5 % der neuen Zu-
wanderergruppen zu. Dabei dürfte es
sich überwiegend um Spätaussiedle-
rinnen und Spätaussiedler handeln.
Zu kleineren Teilen können auch Ein-
gebürgerte und im Ausland gebore-
ne, zugewanderte Deutsche darunter
sein. Bei den vor 2000 Zugewander-
ten hat knapp die Hälfte die deutsche
Staatsbürgerschaft. 18,2 % der neuen
Zuwanderinnen und Zuwanderer
stammen aus einem der ehemaligen
Anwerbeländer1), weitere 8,7 % aus
sonstigen westeuropäischen Ländern
und 29,0 % aus Osteuropa. Nord-
und Südamerika hat mit einem An-
teil von 3,2 % einen geringen Anteil
an der neuen Zuwanderung, Afrika

ist mit 5,4 % eine bedeutsamere
Herkunftsregion. Das wichtigste
nichteuropäische Herkunftsgebiet ist
jedoch Asien mit einem Anteil von
17,0 %. Im Vergleich zu den frühe-
ren Zuwanderungsgruppen haben
die nichteuropäischen Regionen an
Bedeutung gewonnen. Dies gilt auch
für Osteuropa. Die früheren Anwer-
beländer verlieren dagegen an Be-
deutung.

3 Ausbildung 
und Qualifikation
3.1 Ausbildung

Berufliche Qualifizierung und die
Aufnahme eines Studiums sind wich-

tige Wanderungsmotive. 21,8 % der
zwischen 2000 und 2006 zugewan-
derten Männer im erwerbsfähigen
Alter befanden sich 2006 in irgendei-
ner Form der Ausbildung bzw. stu-
dierten. Bei Frauen lag dieser Wert
bei 18,0 %. Von den Männern, die in
Ausbildung sind, besuchen 56,4 %
eine Hochschule. 17,3 % sind in ei-
ner beruflichen Ausbildung und wei-
tere 26,3 % besuchen eine allge-
meinbildende Schule. Von den Frau-
en in Ausbildung besuchen 43,1 %
eine Universität. Ein Viertel besucht
eine berufsbildende Schule und wei-
tere 31,6 % eine allgemeinbildende
Schule.

*) Ergebnisse des Mikrozensus; betrachtet werden ausschließlich Personen, die selbst zugewandert sind. –
1) ohne ehem. Anwerbeländer (s. Fußnote 2) – 2) Zu den ehem. Anwerbeländern zählen Bosnien und
Herzegowina, ehem. Jugoslawien, Griechenland, Italien, Kroatien, Portugal, Serbien und Montenegro, Slo-
wenien, Spanien und Türkei.

1. Zuwanderinnen und Zuwanderer in NRW 2006*) 
nach Zuwanderungsperiode und Staatsangehörigkeit 
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Abb. 2 Zuwanderinnen und Zuwanderer in NRW 2006*)**) nach Art
der besuchten Bildungseinrichtung, Zuwanderungsperiode und Geschlecht

*) Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren mit gegenwärtigem Besuch einer Bildungseinrichtung –
**) Ergebnisse des Mikrozensus; betrachtet werden ausschließlich Personen, die selbst zugewandert sind –
1) einschließlich Berufsvorbereitungsjahr – 2) einschließlich Verwaltungsfachhochschule und Promotion

(Fach-)
Hochschule2)

berufs-
bildende
Schule1)

allgemein-
bildende
Schule

20,9 %23,4 %

43,1 %

Grafik: LDS NRW
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–––––––––––
1) Anwerbeverträge bestanden mit Italien,
Griechenland, Spanien, Portugal, der Türkei
und Jugoslawien. Darüber hinaus wurden auch
Anwerbeverträge mit Marokko und Tunesien
geschlossen. Da aus diesen beiden Ländern je-
doch kaum Arbeitskräfte angeworben wurden,
werden sie hier nicht zu den ehemaligen An-
werbeländern gezählt.
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3.2 Allgemeinbildende
Abschlüsse2)

Wird die Bildungsstruktur der Män-
ner betrachtet, die keine allgemein-
oder berufsbildende Schule mehr be-
suchen, so zeigt sich bei den neuen
Zuwanderern ein deutlich höherer
Bildungsgrad, als dies bei der Grup-
pe mit längerer Aufenthaltsdauer
der Fall ist. 41,3 % der neuen männ-
lichen Zuwanderer verfügen über
die (Fach-)Hochschulreife, bei der
Gruppe mit längerer Aufenthaltsdau-
er sind es 23,0 %. Während 13,5 %
der neu zugewanderten Männer
ohne Abschluss sind, trifft dies bei der
Gruppe mit längerer Aufenthaltsdau-
er auf 15,7 % zu. Einen Hauptschul-
abschluss haben 44,6 % der Gruppe
mit längerer Aufenthaltsdauer, bei
den neuen Zuwanderergruppen sind
es lediglich 30,1 %.

Neu zugewanderte Frauen haben mit
einem Anteil von 35,8 % seltener die
(Fach-)Hochschulreife als Männer. Mit
einem Anteil von 15,8 % bleiben sie
auch häufiger ohne allgemeinbilden-
den Abschluss als Männer. Im Ver-
gleich zu Frauen mit längerer Aufent-
haltsdauer weisen sie jedoch eine
günstigere Bildungsstruktur auf. Aller-
dings ist bei Frauen mit längerer Auf-
enthaltsdauer der Anteil derer mit
(Fach-)Hochschulreife (24,0 %) sogar
etwas höher als bei Männern.

Differenziert nach dem Alter kann
erwartet werden, dass in den jünge-
ren Altersgruppen höhere Abschlüs-
se häufiger sind. Dies gilt für neu zu-
gewanderte Männer in weit stärke-
rem Maße als für die bereits vor dem
Jahr 2000 zugewanderten. 45,0 %
der neu zugewanderten Männer in
der Altersgruppe 15 bis unter 30 Jah-
re, die keine Schule mehr besuchen,
haben die (Fach-)Hochschulreife, bei
den vor dem Jahr 2000 zugewander-
ten sind es lediglich 29,5 %. Aller-
dings ist der Anteil derer, die ohne
Schulabschluss bleiben, bei den neu
zugewanderten Männern dieser Al-
tersgruppe mit 16,2 % höher als bei
den bereits vor dem Jahr 2000 zuge-
wanderten (10,1 %). Die 30- bis un-

ter 50-jährigen Männer unterschei-
den sich in ihrer Bildungsstruktur nur
wenig von der jüngeren Altersgrup-
pe. 42,1 % verfügen über die
(Fach-)Hochschulreife, der Anteil de-
rer ohne Abschluss ist mit 12,7 % so-
gar kleiner als bei der jüngeren Al-
tersgruppe. Bei den vor 2000 zuge-
wanderten Männern weisen die 30-
bis unter 50-Jährigen einen durch-
schnittlich niedrigeren Bildungsgrad

auf. 22,9 % verfügen über die
(Fach-)Hochschulreife im Vergleich
zu 29,5 % der jüngeren vor dem Jahr
2000 zugewanderten Männer. 50-
bis unter 65-jährige Männer weisen
bei neu als auch früher Zugewander-
ten einen durchschnittlich niedrige-
ren Bildungsgrad auf als jüngere
Männer. Lediglich 23,1 % der neu
zugewanderten und 19,5 % der vor
dem Jahr 2000 zugewanderten Män-

–––––––––––
2) Zum schulischen Erfolg von Schülerinnen und
Schülern mit Migrationshintergrund vgl. Bellen-
berg et al. 2004, Herwartz-Emden 2003, Klemm
2004, Kristen 2004 und Lander, Seifert 2006.
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Abb. 3 Zuwanderinnen und Zuwanderer in NRW 2006*)**) 
nach höchstem allgemeinbildenden Schulabschluss, 
Zuwanderungsperiode und Geschlecht

*) Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren; ohne Schülerinnen und Schüler – **) Ergebnisse des 
Mikrozensus; betrachtet werden ausschließlich Personen, die selbst zugewandert sind. – 1) oder 
gleichwertiger Abschluss
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betrachtet werden ausschließlich Personen, die selbst zugewandert sind. – 1) oder gleichwertiger Ab-
schluss 
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ner verfügen über die (Fach-)Hoch-
schulreife. Auffallend ist jedoch, dass
mit 6,3 % bei den neu zugewander-
ten Männern nur ein sehr kleiner
Teil über keinen allgemeinbildenden
Schulabschluss verfügt. 

Frauen, die vor dem Jahr 2000 zuge-
zogen sind, verfügen in allen Alters-
gruppen häufiger über die
(Fach-)Hochschulreife als die entspre-
chende Gruppe der Männer. Bei den
neu zugewanderten Frauen ist dies
nur in der Altersgruppe der 50- bis
unter 65-jährigen Frauen der Fall.
Ein Drittel von ihnen hat die
(Fach-)Hochschulreife und somit ein
deutlich höherer Anteil als bei Män-
nern (23,1 %). Bei den beiden ande-
ren Altersgruppen haben neu zuge-
wanderte Männer häufiger die
(Fach-)Hochschulreife als Frauen. Be-
sonders deutlich ist der Unterschied
bei den 30- bis unter 50-jährigen neu
Zugewanderten. Hier haben 31,3 %
der Frauen die (Fach-)Hochschulreife
im Vergleich zu 42,1 % der Männer. 

3.3 Berufsbildende 
Abschlüsse

Werden die berufsbildenden Ab-
schlüsse – wiederum zunächst der
Männer – betrachtet, so zeigt sich,
dass bei den Männern, die nicht
mehr in schulischer oder beruflicher
Ausbildung stehen, die neu Zuge-
wanderten mit 47,4 % sogar zu ei-
nem etwas höheren Anteil ohne be-
ruflichen Bildungsabschluss sind, als
dies bei der Gruppe mit längerer
Aufenthaltsdauer der Fall ist. Auf-
grund der Struktur der allgemeinbil-
denden Abschlüsse hätte ein höherer
Anteil mit beruflichen Bildungsab-
schlüssen erwartet werden können.
Dennoch weisen die neuen Zuwan-
derer mit einem Anteil von 14,4 %
deutlich häufiger einen Hochschul-
abschluss auf, als dies bei den früher
Zugewanderten der Fall ist (5,7 %).

Neu zugewanderte Frauen sind et-
was häufiger ohne beruflichen Bil-
dungsabschluss als früher zugewan-
derte Frauen. Im Vergleich zu Män-
nern bleiben Frauen ebenfalls häufi-
ger ohne beruflichen Bildungsab-
schluss. 56,3 % der neu zugewander-

ten Frauen haben keinen beruflichen
Bildungsabschluss. Auch für Frauen
gilt, dass die neue Zuwanderergrup-
pe häufiger einen Hochschulab-
schluss aufweist als früher Zugewan-
derte, allerdings fallen die Unter-
schiede nicht ganz so deutlich aus
wie bei Männern. 12,3 % der neu
zugewanderten Frauen haben einen
Hochschulabschluss, bei den früher
zugewanderten sind es 6,2 %.

Differenziert nach dem Alter zeigt
sich, dass jüngere Frauen und Män-
ner – mit Ausnahme der vor 2000 zu-
gewanderten Frauen – häufiger kei-
nen beruflichen Ausbildungsab-
schluss haben als die mittlere Alters-
gruppe. Zwar werden hier nur Perso-
nen betrachtet, die nicht mehr in ei-
ner schulischen und beruflichen Aus-
bildung stehen, dennoch ist es denk-
bar, dass zum Teil Abschlüsse zu ei-
nem späteren Zeitpunkt nachgeholt
werden. 60,4 % der neu zugewan-
derten Männer im Alter von 15 bis
unter 30 Jahren und 54,1 % der vor
dem Jahr 2000 zugewanderten sind

ohne beruflichen Abschluss. Sofern
ein Abschluss vorhanden ist, domi-
niert bei den vor 2000 zugewander-
ten Männern dieser Altersgruppe die
Lehre bzw. ein gleichwertiger Ab-
schluss (41,3 %), während dies bei
neu zugewanderten Männern eher
selten der Fall ist (22,4 %). Letztere
haben dagegen deutlich öfter einen
Fachhochschulabschluss (4,0 %) bzw.
einen Hochschulabschluss (11,6 %).

Die 30- bis unter 50-jährigen Männer
weisen jeweils die günstigste berufli-
che Bildungsstruktur auf. Lediglich
38,8 % der neu zugewanderten
Männer und 42,5 % der vor dem
Jahr 2000 zugewanderten sind ohne
beruflichen Bildungsabschluss. Die
Bildungsstruktur der 50- bis unter
65-jährigen Männer fällt kaum un-
günstiger aus. 40,7 % der neu zuge-
wanderten Männer sind ohne beruf-
lichen Bildungsabschluss, bei den vor
2000 zugewanderten sind es 46,7 %.

Frauen bleiben in allen Altersgrup-
pen häufiger ohne berufsbildenden
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Abb. 4 Zuwanderinnen und Zuwanderer in NRW 2006*)**) nach höchstem 
beruflichen Ausbildungsabschluss, Zuwanderungsperiode 
und Geschlecht

*) Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren; ohne Auszubildende, Schülerinnen, Schüler und Studierende – 
**) Ergebnisse des Mikrozensus; betrachtet werden ausschließlich Personen, die selbst zugewandert sind. – 
1) einschl. Promotion – 2) einschl. Abschluss einer Verwaltungsfachhochschule – 3) einschl. Abschluss einer 
Fachschule der DDR
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Abschluss als Männer. Eine Ausnah-
me stellen lediglich die 15- bis unter
30-jährigen Frauen dar, die vor dem
Jahr 2000 zugewandert sind. Mit
49,3 % sind in dieser Altersgruppe
weniger Frauen ohne beruflichen
Abschluss als Männer (54,1 %). Bei
den Hochschulabschlüssen sind die
Unterschiede hingegen gering. Le-
diglich bei den neu zugewanderten
Frauen in der Altersgruppe von 50
bis unter 65 Jahren ist der Anteil de-
rer mit Hochschulreife mit 8,8 %
deutlich niedriger als bei Männern
der entsprechenden Altersgruppe
(15,8 %).

4 Erwerbsbeteiligung3)

4.1 Erwerbsquoten

Die Erwerbsquote dient als Indikator
für die Erwerbsneigung. Sie wird üb-
licherweise als Anteil der Erwerbstä-
tigen und Erwerbslosen an der Be-
völkerung im erwerbsfähigen Alter
berechnet. Schülerinnen und Schüler
sowie Studierende, die eine Neben-
tätigkeit ausüben, zählen dabei als
Erwerbstätige. Ein Vergleich der
neuen Zuwanderergruppen mit frü-
heren würde aufgrund der hohen
Bildungsbeteiligung der neuen Zu-
wanderungsgruppen nur wenig aus-

sagekräftig sein bzw. ein falsches
Bild vermitteln. Um dies zu vermei-
den, wird die Erwerbsbeteiligung im
Folgenden nur auf diejenigen bezo-
gen, die nicht mehr in schulischer
und beruflicher Ausbildung sind und
auch keine Universität mehr besu-
chen.

Insgesamt zeigen sich bei Männern
nur geringe Unterschiede in der Er-
werbsbeteiligung nach dem Zuwan-
derungszeitpunkt. 85,2 % der neu
zugewanderten Männer, die nicht in
Ausbildung sind, zählen zu den Er-
werbspersonen. Dieser Wert liegt ge-
ringfügig niedriger als bei früher zu-
gewanderten Männern (87,7 %).

Bei den Frauen zeigen sich hingegen
deutliche Unterschiede, wobei die
Erwerbsbeteiligung der neu Zuge-
wanderten deutlich niedriger aus-
fällt als bei den vor 2000 zugewan-
derten Gruppen. Von den neu zuge-
wanderten Frauen zählen 44,4 % zu
den Erwerbspersonen, während es
bei den vor 2000 zugewanderten
61,9 % sind. 

Diese Unterschiede können zum Teil
auf Alterseffekten beruhen. Deswe-
gen wird im Folgenden die Erwerbs-
beteiligung derer, die nicht mehr in
Ausbildung sind, differenziert nach
dem Alter dargestellt. Werden zu-
nächst die Männer betrachtet, zei-
gen sich bei den 50- bis unter 65-Jäh-
rigen geringe Unterschiede in der Er-
werbsquote. Sie lag bei den neu zu-
gewanderten Männern mit 74,7 %
etwas höher als bei den vor 2000 zu-
gewanderten (71,8 %). Bei den an-

–––––––––––
3) Vgl. hierzu Seifert 2006.

3. Zuwanderinnen und Zuwanderer in NRW 2006*)**) 
nach Geschlecht, Altersgruppen, Zuwanderungsperiode 
und höchstem beruflichen Bildungsabschluss

Höchster beruflicher Bildungsabschluss
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im Alter von … bis unter … Jahren
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*) Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren; ohne Auszubildende, Schülerinnen, Schüler und Studie-
rende – **) Ergebnisse des Mikrozensus; betrachtet werden ausschließlich Personen, die selbst zugewan-
dert sind. – 1) einschl. Abschluss einer Fachschule der DDR – 2) einschl. Abschluss einer Verwaltungs-
fachhochschule – 3) einschl. Promotion
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Abb. 5 Erwerbsquoten*) von Zuwanderinnen und Zuwanderern in NRW 2006**)
nach Altersgruppen, Zuwanderungsperiode und Geschlecht

*) Erwerbspersonen (Erwerbstätige und Erwerbslose) im Alter von 15 bis unter 65 Jahren je 100 Personen 
entsprechenden Alters; ohne Auszubildende, Schülerinnen, Schüler und Studierende – **) Ergebnisse des 
Mikrozensus; betrachtet werden ausschließlich Personen, die selbst zugewandert sind.
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deren Altersgruppen zeigt sich bei
den neu zugewanderten Männern
eine niedrigere Erwerbsbeteiligung.
Von den 30- bis unter 50-jährigen
neu zugewanderten Männern zäh-
len zwar 87,1 % zu den Erwerbsper-
sonen, bei den vor 2000 zugewan-
derten sind es jedoch 95,0 %. Bei
den 15- bis unter 30-Jährigen fallen
die Unterschiede etwas geringer aus.
Hier sind 86,3 % der neu zugewan-
derten Männer Erwerbspersonen,
bei den vor 2000 zugewanderten
sind es 91,8 %.

Für Frauen gilt ebenfalls, dass es
kaum Unterschiede in der Erwerbs-
beteiligung bei den 50- bis unter 65-
Jährigen gibt. Neu zugewanderte
Frauen weisen in dieser Altersgruppe
mit 50,7 % eine etwa gleich hohe Er-
werbsquote auf wie Frauen im Alter
von 30 bis unter 50 Jahren. Bei den
vor dem Jahr 2000 zugewanderten
Frauen ist die Erwerbsquote bei den
50- bis unter 65-Jährigen mit 51,6 %
die niedrigste im Vergleich zu den
anderen Altersgruppen. Von den 30-
bis unter 50-jährigen Frauen sind
52,2 % der neu Zugewanderten Er-
werbspersonen, bei den vor dem
Jahr 2000 Zugewanderten sind es
66,8 %. Die niedrigste Erwerbsquote
bei den neu zugewanderten Frauen
weisen die 15- bis unter 30-jährigen
Frauen auf. Von ihnen sind lediglich
33,2 % Erwerbspersonen, bei den
vor 2000 zugewanderten liegt dieser
Wert mit 65,1 % nahezu doppelt so
hoch.

Zum Teil können diese Unterschiede
auch durch ein unterschiedliches
Qualifikationsniveau begründet
sein. Dieser Fragestellung wird im
Folgenden nachgegangen. Bezogen
auf Männer zeigt sich, dass die Er-
werbsquote bei den neu Zugewan-
derten bei allen Bildungsgruppen
niedriger ausfällt als bei den vor
dem Jahr 2000 Zugewanderten, wo-
bei neu zugewanderte Männer
ohne allgemeinbildenden Abschluss
die niedrigste Erwerbsbeteiligung
aufweisen.

Bei den Frauen sind die Unterschiede
nach dem Bildungsabschluss wesent-
lich größer. Am niedrigsten ist die
Erwerbsbeteiligung bei den Frauen

ohne allgemeinbildenden Abschluss,
von denen lediglich 28,8 % zu den
Erwerbspersonen zählen. Gleichzei-
tig fällt hier der Unterschied zu den
früher zugewanderten Frauen, von
denen 38,2 % erwerbstätig sind,
noch am geringsten aus. Mit höhe-
rem Bildungsgrad steigt die Erwerbs-
quote jeweils an, allerdings gilt dies
für neu zugewanderte Frauen in ge-
ringerem Maße als für die bereits vor
2000 zugewanderten Frauen. Von
den neu zugewanderten Frauen mit
(Fach-)Hochschulreife sind 55,5 % Er-
werbspersonen, während es bei den
vor 2000 zugewanderten Frauen
75,9 % sind.

4.2 Erwerbstätigenquoten

Die Erwerbstätigenquote gibt den
Anteil der Erwerbstätigen an der Be-
völkerung im erwerbsfähigen Alter
(15 bis unter 65 Jahre) wieder. Aus
den oben genannten Gründen wird
auch die Erwerbstätigenquote nur
auf Personen bezogen, die nicht
mehr in schulischer bzw. beruflicher
Ausbildung sind und keine Hoch-
schule mehr besuchen. Bei der Er-
werbstätigenquote zeigen sich bei

Männern Unterschiede nach dem Zu-
zugszeitpunkt. Von den neu zuge-
wanderten Männern sind 60,8 % er-
werbstätig, bei den vor 2000 zuge-
wanderten sind es 72,5 %. Bei den
Frauen sind die Unterschiede noch
deutlicher. Lediglich 30,0 % der neu
zugewanderten Frauen sind er-
werbstätig. Bei den vor 2000 zuge-
wanderten Frauen sind es 52,3 %.

Differenziert nach dem Alter zeigt
sich bei den neu zugewanderten
Männern in allen Altersgruppen eine
niedrigere Erwerbstätigenquote als
bei den bereits früher zugewander-
ten. Im Haupterwerbsalter zwischen
30 bis unter 50 Jahren sind weniger
als zwei Drittel (64,4 %) der neu zu-
gewanderten Männer erwerbstätig,
bei den vor 2000 zugewanderten
sind es 80,9 %. Bei den 50- bis unter
65-jährigen Männern  sind nur noch
34,6 % der neu Zugewanderten er-
werbstätig, während es bei den vor
2000 Zugewanderten 55,6 % sind.
Bei den 15- bis unter 30-jährigen
Männern fallen die Unterschiede ge-
ringer aus: 64,8 % der neu Zugewan-
derten sind erwerbstätig, bei den vor
2000 Zugewanderten dieser Alters-
gruppe sind es 73,9 %.
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Abb. 6 Erwerbsquoten*) von Zuwanderinnen und Zuwanderern in NRW 2006**)
nach höchstem allgemeinbildenden Schulabschluss, Zuwanderungsperiode
und Geschlecht

*) Erwerbspersonen (Erwerbstätige und Erwerbslose) im Alter von 15 bis unter 65 Jahren je 100 Personen ent-
sprechenden Alters; ohne Auszubildende, Schülerinnen, Schüler und Studierende – **) Ergebnisse des Mikrozensus; 
betrachtet werden ausschließlich Personen, die selbst zugewandert sind. – 1) oder gleichwertiger Abschluss 
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Bei den Frauen sind die Unterschiede
noch deutlich stärker ausgeprägt.
Von den 15- bis unter 30-jährigen
neu zugewanderten Frauen sind le-
diglich 24,5 % erwerbstätig, bei den
vor 2000 zugewanderten liegt dieser
Wert mit 52,5 % mehr als doppelt so
hoch. Im Alter von 30 bis unter 50
Jahren sind 38,1 % der neu zuge-
wanderten Frauen erwerbstätig, bei
den früher zugewanderten sind es
57,2 %. In der Altersgruppe der 50-
bis unter 65-Jährigen sind nur noch
17,2 % der neu zugewanderten,
aber 43,4 % der vor 2000 zugewan-
derten Frauen erwerbstätig.

Auch nach den Bildungsabschlüssen
variiert die Erwerbstätigenquote er-
heblich. Generell gilt (abgesehen
von den vor 2000 zugewanderten
Männern), dass je höher der Bil-
dungsgrad ist, desto höher auch
die Erwerbstätigenquote, aber zwi-
schen den Zuwanderergruppen zei-
gen sich dabei deutliche Niveauun-
terschiede. 

Vergleichsweise gering sind die Un-
terschiede bei Männern ohne allge-
meinbildenden Abschluss: 48,3 %
der neu Zugewanderten und 53,7 %
der vor 2000 Zugewanderten sind
hier erwerbstätig. Von den Män-

nern mit Hauptschulabschluss sind
56,6 % der neu Zugewanderten er-
werbstätig, bei den vor 2000 Zug-
ewanderten ist es mit 72,6 % ein
deutlich höherer Anteil. Noch klarer
sind die Unterschiede bei der Grup-

pe mit Fachoberschulreife. Die Er-
werbstätigenquote der neu zuge-
wanderten Männer liegt bei 58,4 %,
die der vor 2000 zugewanderten bei
81,8 %. Deutlich geringer sind da-
gegen die Unterschiede bei der
Gruppe mit (Fach-)Hochschulreife.
Hier sind 72,2 % der neu zugewan-
derten und 78,6 % der vor 2000 zu-
gewanderten Männer erwerbstätig.

Bei den Frauen fällt auf, dass die Er-
werbstätigenquote der neu zuge-
wanderten Frauen mit höherer Bil-
dung zunächst in geringerem Maße
steigt als bei den Frauen, die vor
dem Jahr 2000 zugewandert sind.
Von den neu zugewanderten Frau-
en ohne allgemeinbildenden Ab-
schluss sind lediglich 18,7 % er-
werbstätig, bei den Frauen mit
Hauptschulabschluss sind es 26,8 %
und bei Frauen mit Fachoberschul-
reife mit 27,3 % nur wenig mehr.
Bei der entsprechenden Gruppe der
vor dem Jahr 2000 zugewanderten
Frauen sind 62,4 % erwerbstätig.
Eine höhere Erwerbstätigenquote
zeigt sich bei den neu zugewander-
ten Frauen lediglich bei der Gruppe
mit (Fach-)Hochschulreife, von de-
nen 42,6 % erwerbstätig sind.
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Abb. 7 Erwerbstätigenquoten*) von Zuwanderinnen und Zuwanderern in NRW
2006**) nach Altersgruppen, Zuwanderungsperiode und Geschlecht

*) Erwerbstätige im Alter von 15 bis unter 65 Jahren je 100 Personen entsprechenden Alters; ohne Auszubildende,
Schülerinnen, Schüler und Studierende – **) Ergebnisse des Mikrozensus; betrachtet werden ausschließlich
Personen, die selbst zugewandert sind.
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Abb. 8 Erwerbstätigenquoten*) von Zuwanderinnen und Zuwanderern in NRW
2006**) nach höchstem allgemeinbildenden Schulabschluss, 
Zuwanderungsperiode und Geschlecht

*) Erwerbstätige im Alter von 15 bis unter 65 Jahren je 100 Personen entsprechenden Alters; ohne Auszubildende, 
Schülerinnen, Schüler und Studierende – **) Ergebnisse des Mikrozensus; betrachtet werden ausschließlich 
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4.3 Erwerbslosenquoten

Die Erwerbslosenquote gibt den An-
teil der Erwerbslosen an der Zahl der
Erwerbspersonen (Erwerbstätige und
Erwerbslose) wieder. Auch hier be-
ziehen sich alle Angaben ausschließ-
lich auf Personen, die nicht mehr in
Ausbildung sind.

Zuwanderinnen und Zuwanderer
sind in besonders hohem Maße von
Erwerbslosigkeit betroffen. Dies gilt
jedoch für neue Zuwanderergruppen
weitaus stärker. Von den vor dem
Jahr 2000 zugewanderten Männern
sind 17,4 % erwerbslos, bei den neu
Zugewanderten sind es 28,6 %. Von
den neu zugewanderten Frauen ist
nahezu ein Drittel erwerbslos
(32,4 %) und somit sogar ein höhe-
rer Anteil als bei den neu zugewan-
derten Männern. Frauen, die vor
dem Jahr 2000 zugewandert sind,
weisen mit 15,5 % dagegen eine
niedrigere Erwerbslosenquote auf
als die entsprechende Gruppe der
Männer. 

Differenziert nach Altersgruppen
zeigt sich insbesondere bei älteren
Neuzuwanderern eine erhebliche
Betroffenheit von Erwerbslosigkeit.
Die Erwerbslosenquote der 50- bis
unter 65-jährigen neu zugewander-
ten Männer liegt bei 53,7 %, wäh-
rend sie bei den vor dem Jahr 2000
zugewanderten mit 22,5 % weniger
als halb so hoch ist. Auch bei den 15-
bis unter 30-Jährigen ist die Erwerbs-
losenquote bei den neu zugewan-
derten Männern mit 24,9 % sehr
hoch. Hier zeigt sich jedoch auch bei
den vor dem Jahr 2000 zugewander-
ten Männern mit 19,6 % eine hohe
Erwerbslosenquote. Am seltensten
sind die 30- bis unter 50-Jährigen er-
werbslos, die vor dem Jahr 2000 zu-
gewandert sind. Die Erwerbslosen-
quote der vor 2000 zugewanderten
Männer liegt bei 14,8 %, während
gut ein Viertel der neu zugewander-
ten Männer dieser Altersgruppe er-
werbslos sind (26,0 %).

Bei den neu zugewanderten Frauen
liegt die Erwerbslosenquote der 50-
bis unter 65-jährigen Frauen über
der der Männer. Von den weiblichen
neu zugewanderten Erwerbsperso-

nen sind zwei Drittel erwerbslos. Bei
den vor dem Jahr 2000 zugewander-
ten Frauen liegt die Erwerbslosen-
quote dagegen nur bei 15,9 % und
somit unter der entsprechenden
Gruppe der Männer. Wesentlich

niedriger ist die Erwerbslosenquote
der 30- bis 50-jährigen Frauen –
27,0 % bei den neu zugewanderten
bzw. 14,4 % bei den vor 2000 zuge-
wanderten Frauen. Letztere weisen
eine geringere Erwerbslosenquote
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Abb. 9 Erwerbslosenquoten*) von Zuwanderinnen und Zuwanderern in NRW
2006**) nach Altersgruppen, Zuwanderungsperiode und Geschlecht

*) Erwerbslose im Alter von 15 bis unter 65 Jahren je 100 Erwerbspersonen (Erwerbstätige und Erwerbslose) 
entsprechenden Alters; ohne Auszubildende, Schülerinnen, Schüler und Studierende – **) Ergebnisse des 
Mikrozensus; betrachtet werden ausschließlich Personen, die selbst zugewandert sind.
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Abb. 10 Erwerbslosenquoten*) von Zuwanderinnen und Zuwanderern in NRW
2006**) nach höchstem allgemeinbildenden Schulabschluss, 
Zuwanderungsperiode und Geschlecht

*) Erwerbslose im Alter von 15 bis unter 65 Jahren je 100 Erwerbspersonen (Erwerbstätige und Erwerbslose) ent-
sprechenden Alters; ohne Auszubildende, Schülerinnen, Schüler und Studierende – **) Ergebnisse des Mikrozensus;
betrachtet werden ausschließlich Personen, die selbst zugewandert sind. – 1) oder gleichwertiger Abschluss 
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auf als die entsprechende Gruppe
von Männern. Bei den Jüngeren liegt
die Erwerbslosenquote der neu zu-
gewanderten Frauen bei 26,1 %, im
Vergleich zu 19,3 % der Frauen, die
vor 2000 zugewandert sind.

Differenziert nach Bildung (s. Abb. 10)
zeigen sich bei neu zugewanderten
Männern kaum Unterschiede bei den
Gruppen ohne Abschluss, Haupt-
schulabschluss und Fachoberschulrei-
fe. Die Erwerbslosenquote liegt je-
weils bei über 30 %. Lediglich neu zu-
gewanderte Männer mit (Fach-)Hoch-
schulreife weisen mit 18,5 % eine
niedrigere Erwerbslosenquote auf.
Diese liegt jedoch noch immer über
der Erwerbslosenquote der vor 2000
zugewanderten Männer (14,9 %) mit
gleicher Bildung. 

Auch für neu zugewanderte Frauen
gilt, dass sie weitaus häufiger er-
werbslos sind als Frauen, die vor
2000 zugewandert sind. Besonders
hoch ist die Erwerbslosenquote bei
Frauen mit Fachoberschulreife,
43,0 % sind erwerbslos, bei den vor
dem Jahr 2000 zugewanderten Frau-
en dieser Bildungsgruppe sind es le-
diglich 12,9 %. Von den neu zuge-
wanderten Frauen mit (Fach-)Hoch-
schulreife sind knapp ein Viertel
(23,4 %) erwerbslos, gegenüber nur
10 % bei den vor dem Jahr 2000 zu-
gewanderten Frauen mit diesem Ab-
schluss. Bei den neu zugewanderten
Frauen lag die Erwerbslosenquote
auf allen Bildungsstufen jeweils hö-
her als bei den Männern.

5 Stellung im Beruf

Im Folgenden wird gezeigt, welche
berufliche Stellung neue Zuwande-
rergruppen einnehmen. Neu zuge-
wanderte Männer sind wesentlich
öfter als Angestellte tätig als früher
Zugewanderte. Während 44,4 % der
neu zugewanderten Männer als An-
gestellte tätig sind, sind es 28,3 %
der vor dem Jahr 2000 zugewander-
ten. Entsprechend seltener sind sie in
Arbeiterberufen tätig. 43,7 % der
neu zugewanderten Männer üben
einen Arbeiterberuf aus, von den vor
dem Jahr 2000 zugewanderten sind
es 60,0 %. Bei den Frauen zeigen

sich hingegen kaum Unterschiede
zwischen neu und früher Zugewan-
derten. Jeweils rund die Hälfte ist als
Angestellte tätig.

Wird zusätzlich nach dem Alter dif-
ferenziert, so zeigt sich, dass bei bei-
den Zuwanderungsgruppen jeweils
Jüngere häufiger als Angestellte und
seltener als Arbeiterinnen und Arbei-
ter tätig sind. Bei Frauen und Män-
nern zeigen sich jedoch unterschied-
liche Verteilungen. Bei den 15- bis
unter 30-jährigen Männern sind die
neu Zugewanderten mit einem An-
teil von 46,4 % deutlich häufiger als
Angestellte tätig als die vor dem
Jahr 2000 Zugewanderten (33,8 %).
Bei den Frauen dieser Altersgruppe
ist es umgekehrt: 54,3 % der neu zu-
gewanderten Frauen sind als Ange-
stellte tätig während es bei den vor
dem Jahr 2000 zugewanderten
72,4 % sind. Bei den 50- bis unter 65-
jährigen Frauen ist der Anteil der
Angestellten deutlich niedriger:
36,2 % der neu Zugewanderten und
39,3 % der vor 2000 Zugewanderten
sind als Angestellte tätig. Bei den

Männern sind es 34,3 % bzw.
24,0 %. Die vor 2000 zugewanderten
Männer dieser Altergruppe sind mit
einem Anteil von 10,3 % deutlich
häufiger als neu zugewanderte Män-
ner (6,8 %) als Selbstständige tätig.

Differenziert nach dem Bildungsgrad
fällt bei neu zugewanderten Män-
nern ohne allgemeinbildenden Ab-
schluss der mit 49,5 % vergleichswei-
se niedrige Arbeiteranteil auf. An-
sonsten gilt: Je höher der Bildungsab-
schluss, desto niedriger ist der Arbei-
teranteil. Abgesehen von Männern
mit Fachoberschulreife, bei denen
beide Gruppen einen ungefähr gleich
großen Arbeiteranteil aufweisen, ist
der Arbeiteranteil bei neu zugewan-
derten Männern kleiner. In Bezug auf
Selbstständige fällt auf, dass der
Selbstständigenanteil bei den vor
dem Jahr 2000 zugewanderten Män-
nern mit (Fach-)Hochschulreife sehr
hoch ist. Mehr als jeder Fünfte dieser
Gruppe ist als Selbstständiger tätig.
Bei den neu zugewanderten Män-
nern dieser Bildungsgruppe liegt die-
ser Wert lediglich bei 10,4 %.

4. Zuwanderinnen und Zuwanderer in NRW 2006*)**) 
nach der Stellung im Beruf, Zuwanderungsperiode, Geschlecht 
und Altersgruppen

Geschlecht
––––––

Altersgruppe

Stellung im Beruf1)

Selbst-
ständige2)

Beamtinnen
und Beamte

Zuwanderungszeitraum 2000 – 2006

%

Männer
davon im Alter von … bis unter … Jahren
15 – 30
30 – 50

10,4 1,5

7,9
13,2

0,5
2,4

50 – 65

Frauen
davon im Alter von … bis unter … Jahren

6,8 2,0

8,1 1,3

Angestellte Arbeiterinnen
und Arbeiter

44,4 43,7

46,4
43,8

45,3
40,7

34,3 56,9

48,1 42,5

15 – 30
30 – 50
50 – 65

4,2
10,8

–
2,3

6,9 –

Zuwanderungszeitraum 1960 – 1999

Männer 11,0 0,8

54,3
45,5

41,4
41,4

36,2 56,9

28,3 60,0
davon im Alter von … bis unter … Jahren
15 – 30
30 – 50
50 – 65

5,1 1,4
12,4
10,3

0,6
0,8

Frauen
davon im Alter von … bis unter … Jahren
15 – 30

7,2 0,8

3,5 0,5

33,8 59,8
28,5
24,0

58,4
64,8

50,4 41,6

72,4 23,6
30 – 50
50 – 65

7,6
8,7

1,0
0,4

49,4
39,3

42,0
51,5

*) Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren – **) Ergebnisse des Mikrozensus; betrachtet werden aus-
schließlich Personen, die selbst zugewandert sind. – 1) ohne Auszubildende, Grundwehrdienst-/Zivildienst-
leistende, Schüler/-innen, Zeit- und Berufssoldat(inn)en – 2) einschl. mithelfender Familienangehöriger
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Auch für Frauen gilt, dass neu Zuge-
wanderte ohne allgemeinbildenden
Abschluss zu einem vergleichsweise
niedrigen Anteil als Arbeiterinnen
tätig sind (59,4 %). Bei Frauen mit
Hauptschulabschluss liegt der Anteil
der Arbeiterinnen mit 66,4 % nicht
nur höher als bei der Gruppe ohne
allgemeinbildenden Abschluss, son-
dern auch deutlich über dem von
Frauen, die vor dem Jahr 2000 zuge-
wandert sind (59,0 %). Sehr deutlich
sind die Unterschiede auch bei Frau-
en mit Fachoberschulreife. Hier liegt
der Arbeiterinnenanteil bei neu zu-
gewanderten Frauen mit 52,0 %
deutlich über dem der vor dem Jahr
2000 zugewanderten (32,3 %). Bei
den Frauen mit (Fach-)Hochschulrei-
fe sind 22,0 % der neu zugewander-
ten Frauen als Arbeiterinnen tätig,
bei den vor dem Jahr 2000 zugewan-
derten sind es 16,2 %. Frauen treten
den Weg in die Selbstständigkeit je-
weils seltener an als Männer.

6 Schlusswort

Die neuen Zuwanderinnen und Zu-
wanderer, die seit dem Jahr 2006
nach Nordrhein-Westfalen gekom-
men sind, unterscheiden sich zum
Teil deutlich von früheren Zuwande-
rungskohorten. Neu Zugewanderte
sind jung – dies ist ein wichtiger Fak-
tor im demografischen Wandel.
Während Zuwanderung früher deut-
lich männlich geprägt war, über-
wiegt der Frauenanteil bei den neu
Zugewanderten. 

Ein zentrales Merkmal neuer Zuwan-
derinnen und Zuwanderer ist deren
hohe Bildungsbeteiligung. 19,7 %
der neu Zugewanderten im erwerbs-
fähigen Alter kommen nach NRW,
um ein Studium aufzunehmen oder
sich auf andere Weise schulisch oder
beruflich weiterzubilden. Da bereits
jetzt in vielen Bereichen ein Mangel
an Fachkräften besteht und sich die-

ser voraussichtlich noch verschärfen
wird, müssten eigentlich die Grup-
pen, die in NRW ausgebildet wur-
den, gute Chancen auf dem Arbeits-
markt haben.

Dennoch zeichnen sich für den Teil
der neuen Zuwanderer, die nicht
mehr in Ausbildung sind, erhebliche
Arbeitsmarktprobleme ab. Die Er-
werbslosenquote liegt deutlich über
dem Landesniveau. Insbesondere
für die kleinere Gruppe älterer Zu-
wanderinnen und Zuwanderer stellt
sich die Arbeitsmarktlage extrem
ungünstig dar. Für diejenigen der
neu Zugewanderten, die über die
(Fach-)Hochschulreife verfügen,
stellt sich die Arbeitsmarktlage zwar
günstiger dar als für weniger gut
Gebildete, dennoch liegt auch ihre
Erwerbslosenquote noch deutlich
über dem Landesniveau insgesamt.
Der vergleichsweise hohe Arbei-
ter(innen)anteil auf allen Qualifika-
tionsstufen deutet darauf hin, dass
neu Zugewanderte vielfach nicht
entsprechend ihrer Qualifikation
beschäftigt sind. Allerdings muss be-
dacht werden, dass sich neu Zug-
ewanderte eben erst kurze Zeit in
NRW aufhalten und zusätzlich auf-
grund des überwiegend jungen Al-
ters entsprechend auch erst wenig
Zeit hatten, sich auf dem Arbeits-
markt zu etablieren.
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Geschlecht
––––––

Stellung im Beruf1)

Höchster allgemeinbildender Schulabschluss

ohne 
Abschluss

Hauptschul-
abschluss2)

Zuwanderungszeitraum 2000 – 2006

%

Männer
davon
Selbstständige3)

Beamte

100 100

9,1
1,9

12,0
–

Angestellte
Arbeiter

Frauen

39,5
49,5

22,1
65,8

100 100

Fachober-
schulreife2)

(Fach-)Hoch-
schulreife

100 100

5,2
2,1

10,4
2,2

30,5
62,2

65,6
21,7

100 100
davon
Selbstständige3)

Beamtinnen
Angestellte

7,2 10,7
–

33,3
–

22,9
Arbeiterinnen

Zuwanderungszeitraum 1960 – 1999

59,4 66,4

3,7 8,3
5,2

39,1
1,0

68,7
52,0 22,0

Männer
davon
Selbstständige3)

100 100

8,0 7,2
Beamte
Angestellte
Arbeiter

0,5
14,1

0,2
18,6

77,4 74,0

100 100

8,4 21,4
1,3

28,2
1,7

53,0
62,1 24,0

Frauen
davon
Selbstständige3)

Beamtinnen

100 100

5,5
–

5,5
–

Angestellte
Arbeiterinnen

18,3
76,2

35,4
59,0

100 100

5,1
0,4

11,4
2,1

62,1
32,3

70,2
16,2
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LEBEN IN EUROPA 2005: Armutsgefährdung und Lebensbedingungen in NRW
Diplom-Sozialwissenschaftlerin Karin Habenicht

Neue Zuwanderergruppen in NRW 
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Dr. Wolfgang Seifert

Band 47
Z 08 1 2007 58
3,00 EUR
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Bettina Lander M. A.

Band 46
Z 08 1 2007 57
3,50 EUR
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Diplom-Soziologin Anke Gerhardt, Urszula Sikorski

Band 45
Z 08 1 2007 56
3,00 EUR

Band 44
Z 08 1 2007 55
3,00 EUR

Wertschöpfungskette im Wandel – von der Landwirtschaft zum Verbraucher 
Dr. Guido Recke

Entwicklungstendenzen im Gemüseanbau 
Dr. Guido Recke

Auswirkungen der Revision 2005 der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
auf die Indikatorenbildung in den Umweltökonomischen Gesamtrechnungen der Länder
Dr. Olivia Martone, Michael Hinz

Schätzverfahren zur Bodenversiegelung: UGRdL-Ansatz
Diplom-Geografin Britta Frie, Diplom-Volkswirt Ralph Hensel

Band 43
Z 08 1 2007 54
3,50 EUR

Die Einkommenssituation der privaten Haushalte in den Gemeinden 
Nordrhein-Westfalens
Dr. Marco Scharmer

Zusammenhang und Entwicklung von Wirtschaftswachstum, Investitionen 
und Beschäftigung im Produzierenden Gewerbe und Dienstleistungsbereich 
in Nordrhein-Westfalen
PD Dr. Jörg-Peter Schräpler

Band 42
Z 08 1 2007 53
2,50 EUR

Modellierung von Szenarien zur zukünftigen Entwicklung der Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund in NRW
Dr. Kerstin Ströker

Auf dem Weg in das Berufsleben: Auszubildende im dualen Ausbildungssystem
Bettina Lander M. A.

Band 41
Z 08 1 2007 52
2,50 EUR

Band 40
Z 08 1 2007 51
2,50 EUR

Gesundheit und Erwerbsbeteiligung
Diplom-Statistikerin Maria Frese, Norbert Merschmann

Aufwendungen und Investitionen 
in Informations- und Kommunikationstechnologien 2004
Heike Schrankel, Diplom-Statistiker Josef Schäfer

Materialeinsatz und Rohstoffverbrauch in Nordrhein-Westfalen
Dr. Leontine von Kulmiz

Ausgaben des Jahres 2006

Band 39
Z 08 1 2006 63
2,50 EUR

Gesundheit und Arztbesuche – Erste Ergebnisse aus EU-SILC – LEBEN IN EUROPA 2005
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Statistische Quellen mit Gesundheitsdaten für NRW
Diplom-Volkswirt Hans-Jürgen Treeck
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Preis
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Band 38
Z 08 1 2006 62
8,50 EUR

Auswirkungen des demografischen Wandels
Aktualisierte Ergebnisse der Modellrechnungen für die Bereiche Haushalte,
Erwerbspersonen und Pflegebedürftigkeit
Diplom-Soziologin Kerstin Schmidtke, MPH; Diplom-Mathematiker Paul Berke

Band 37
Z 08 1 2006 61
2,50 EUR

Wie Ausländer und Deutsche Unternehmen in NRW gründen wollen
Diplom-Volkswirtin Doris Blechinger

Verbesserung der Ergebnisqualität bei der Fortschreibung des Bruttoinlandsprodukts 
Dr. Marco Scharmer

Band 36
Z 08 1 2006 60
7,00 EUR

Auswirkungen des demografischen Wandels – Teil II
Diplom-Soziologin Kerstin Schmidtke, MPH; Diplom-Statistikerin Diana Andrä

Band 35
Z 08 1 2006 59
2,50 EUR

Band 34
Z 08 1 2006 58
2,50 EUR

Zur Möglichkeit der Regionalisierung privater Einkommen 
auf die Gemeinden Nordrhein-Westfalens
Dr. Marco Scharmer

Einkommensverteilung und Armutsrisikoquoten im Bund-Länder-Vergleich 
– Analysen mit dem Mikrozensus 2003
Diplom-Sozialwissenschaftlerin Karin Habenicht, Diplom-Sozialwissenschaftler Alfred Hullmann, Yvonne Bergmann

Strukturinformationen zum Arbeitsmarkt 3. Quartal 2005
Erwerbsverhalten älterer Menschen
Diplom-Sozialwissenschaftlerin Karin Habenicht

Band 33
Z 08 1 2006 57
2,50 EUR

Auswirkungen des demografischen Wandels – Kurzfassung – Teil II
Diplom-Soziologin Kerstin Schmidtke, MPH

Band 32
Z 08 1 2006 56
3,00 EUR

Bildungsreport NRW 2006: Informationen zu ausgewählten Bildungsbereichen
Bettina Lander M. A.

Die Arbeitsmarktintegration von jungen Erwachsenen 2004
Dr. Wolfgang Seifert

Band 31
Z 08 1 2006 55
3,00 EUR

Band 30
Z 08 1 2006 54
3,00 EUR

Vorausberechnung der Bevölkerung in den kreisfreien Städten und Kreisen 
Nordrhein-Westfalens 2005 bis 2025/2050
Dr. Kerstin Ströker

Bedeutung der Türkei für den Außenhandel des Landes Nordrhein-Westfalen
Diplom-Volkswirt Nils Radmacher-Nottelmann

Band 29
Z 08 1 2006 53
3,00 EUR

Datenangebot und Datenzugang im Forschungsdatenzentrum 
der Statistischen Landesämter
Dr. Sylvia Zühlke, Diplom-Sozialwissenschaftlerin Helga Christians

Das Studienkontenmodell an den Hochschulen in Nordrhein-Westfalen: 
Auswirkungen auf die Studierendenzahlen
Birgit Kempf, Anne Schopp, Anja Gehrcken

Nachfrage nach Dienstleistungen 2003
Heike Schrankel, Diplom-Statistikerin Katharina Götz

Die Arbeitsmarktintegration von jungen Erwachsenen 
mit Migrationshintergrund in NRW
Dr. Wolfgang Seifert

Band 28
Z 08 1 2006 52
3,00 EUR

Gründungen und Schließungen in Deutschland 
–    Ein Konzept zur demografischen Auswertung des Unternehmensregisters 
Diplom-Kauffrau Ingrid Kaack
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Bestell-Nr. 

Preis
Thema

noch: Ausgaben des Jahres 2006

Noch: Band 28
Z 08 1 2006 52
3,00 EUR

Strukturelle Entwicklung der Landwirtschaft von 1971 bis 2003
Diplom-Volkswirt Hartmut Kopmeier

Wirtschaftliche Aspekte der Studierenden 1996 und 2004
Lars Kuhlmeier, Dr. Wolfgang Seifert

Verwendung von Verwaltungsdaten für konjunkturstatistische Zwecke
Diplom-Kauffrau Ingrid Kaack

Personal und Finanzen der öffentlich bestimmten Fonds, Einrichtungen, 
Betriebe und Unternehmen (FEU) in privater Rechtsform im Jahr 2003
Diplom-Volkswirt Peter Emmerich

Band 27
Z 08 1 2006 51
3,00 EUR

Der Weg zu einem ersten registergestützten Zensus
in Deutschland im Jahre 2011
Diplom-Volkswirt Helmut Eppmann, Diplom-Statistiker Josef Schäfer

Ergänzende Strukturmerkmale zur Erwerbstätigenrechnung
– Unterscheidung nach „Vollzeit-“ und „Nicht-Vollzeiterwerbstätigen"
Diplom-Ingenieur Hans Menge, Miriam Sperl

Wirtschaftskraft und Wirtschaftsentwicklung 
in den kreisfreien Städten und Kreisen Nordrhein-Westfalens
Dr. Marco Scharmer






